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EDITORIAL/039: In medias res (SB)
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In medias res

Warum schleicht sich das Gefühl, das Objekt jener bloßen PR-Initiative
zu sein, ein, deren Zweck das Geraderücken und Richtigstellen einer in
der Öffentlichkeit anwachsenden Medienskepsis und -kritik sein mag?
Mit jeder Sendung dieser neuen Berichterstattung in eigener Sache, zur
immer gleichen Tageszeit im Deutschlandfunk ausgestrahlt (@mediasres -
das Medienmagazin, Deutschlandfunk, Mo.-Fr., 15:35-16:00 Uhr), wächst
dieser Verdacht, so daß für einen anderen Gedanken als den der bloßen
Manipulationsabsicht kaum noch Platz bleiben kann.

Ist es nicht gerade das Rezept einer Salatmischung, das mit mehr oder
weniger globalkritischen Berichten über die Hohlwelt der Publizistik
den Eindruck internationaler Kompetenz und Vielfältigkeit erwecken
möchte oder gar mit Hilfe konsumentenfreundlicher Scheindialoge in
eigener Angelegenheit so etwas wie Gesprächsbereitschaft und Interesse
am Zuschauer, Hörer und Leser suggerieren will, das sich dafür
hervorragend eignet?

Wie eine Botschaft allerdings wird dann doch mit dem Symbolgehalt
eines Feigenblatts der Blick selbst des unvoreingenommenen Betrachters
geradezu nachhaltig auf den unerwähnten und diskursgemiedenen Umstand
gelenkt, die willentliche oder unwissentliche Parteilichkeit in ihrer
steten, unabweislichen Konsequenz nicht zu thematisieren.

Redaktion Schattenblick


21. April 2017






Copyright 2017 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.
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ATOM/099: Halbwertzeit - verantwortungslos ... (Robin Wood)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung vom 8. Mai 2017

EnBW stellt Wirtschaftlichkeit vor Sicherheit

Anti-Atom-Protest vor EnBW-Hauptversammlung



Karlsruhe, 08.05.2017 - Heute Vormittag demonstrieren ROBIN
WOOD-AktivistInnen an der Zentrale der EnBW in Karlsruhe gegen die
unverantwortliche Atompolitik des Energiekonzerns und die geplanten
CASTOR-Transporte. Mehrere KletterInnen spannten zwischen Säulen vor dem
Gebäude ein Transparent mit der Aufschrift: "Kein Atommüll auf dem Neckar!
EnBW geizt - wir alle baden es aus." Einen Tag vor der Hauptversammlung des
Konzerns fordern die AktivistInnen von EnBW ein Geschäftsmodell, das
Sicherheit vor Wirtschaftlichkeit stellt.

"EnBW geizt bei der Sicherheit, obwohl der Konzern mit dem Betrieb von
Atomkraftwerken jahrzehntelang große Gewinne gemacht hat", kritisiert ROBIN
WOOD-Aktivist Aaron Schinker. "EnBW wird seiner Verantwortung für den
AKW-Rückbau und die möglichst sichere Lagerung des Atommülls in keiner
Weise gerecht. Das zeigt sich auch an der Entscheidung, Atommüll von
Obrigheim nach Neckarwestheim zu verfrachten, anstatt vor Ort ein
Zwischenlager zu bauen." EnBW plant, demnächst insgesamt 342
hochradioaktive Brennelemente per Schiff über den Neckar ins Zwischenlager
nach Neckarwestheim zu transportieren.

EnBW hat sich seit Jahren - mit Billigung der grün-schwarzen
Landesregierung - unzureichend um den gefährlichen Müll in Obrigheim
gekümmert. Das im April 2005 gestartete Genehmigungsverfahren für ein
Zwischenlager in Obrigheim ließ der Konzern aus rein wirtschaftlichen
Gründen fallen.

Durch Abweichen vom Verursacherprinzip, vom Vorsorgeprinzip und vom
Strahlen-Minimierungsgebot hat das Land dem Konzern beim Abriss des 
AKW-Blocks Neckarwestheim (GKN1) enorme Kosten erspart - auch im eigenen
finanziellen Interesse. Das Land hält über die Neckarpri-Beteiligungsgesellschaft 
rund 46 Prozent an der EnBW AG.

Für das Jahr 2016 wird EnBW keine Dividende auszahlen, da der Konzern in
seiner Bilanz nach Einzahlung von 4,7 Milliarden Euro in den 
öffentlich-rechtlichen Atommüllfonds einen Verlust von 1,8 Milliarden Euro verbuchte.
Das Land Baden-Württemberg wird daher in 2017 ihrer
Beteiligungsgesellschaft über 120 Millionen Euro frisches Geld aus
Steuermitteln zuführen, um die Deckung der Kreditkosten zu gewährleisten.

"Es kann nicht angehen, dass die Allgemeinheit die energiepolitischen
Fehlentscheidungen der EnBW ausbaden muss. Die Atompolitik ist auf ganzer
Linie gescheitert. Das Atommüllproblem ist weiterhin völlig ungelöst. Da
täuscht auch kein Verschieben des Mülls von einem Standort zum nächsten
drüber hinweg. Wir lassen uns nicht für dumm verkaufen. Weitere Proteste
sind zu erwarten", so ROBIN WOOD-Aktivist Aaron Schinker.


Weiterführende Informationen:

https://neckar-castorfrei.de 

- Kampagnen-Webseite des Bündnisses "Neckar Castorfrei!")

https://www.robinwood.de/schwerpunkte/atom

- ROBIN WOOD-Hintergrundinformationen zu Atomkraft

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2017

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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KOHLEALARM/347: Klimakampf und Kohlefront - Ausstiegsgründe mehren sich ... (Umweltgruppe Cottbus e.V.)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 08.05.2017

Schnelleren Abschied vom Kraftwerk Jänschwalde jetzt gestalten



Cottbus, 08.05.2017. Angesichts der Veröffentlichung eines Gutachtens, das
dem Kraftwerk Jänschwalde "keine wirtschaftliche Zukunft nach 2021"
bescheinigt, fordert der Umweltverband GRÜNE LIGA die Brandenburger
Landesregierung auf, sich dem schnellen Abschied von diesem
Kraftwerksstandort zu stellen.

"Offenbar wird das Kraftwerk Jänschwalde in wenigen Jahren Geschichte sein.
Je mehr sich eine zeitnahe Stilllegung abzeichnet, umso mehr muss der
Standort Jänschwalde Vorrang bei der Unterstützung des Strukturwandels in
der Lausitz haben. Denn ein schrittweiser Ausstieg aus der Braunkohle
beginnt zwangsläufig bei den ältesten und klimaschädlichsten
Kraftwerksblöcken, während die Kraftwerke Schwarze Pumpe und Boxberg noch
eine längere Laufzeit erwarten können." sagt René Schuster von der GRÜEN
LIGA.

Schuster weiter: "Die Potsdamer Landesregierung scheut sich seit Jahren,
den Menschen die Wahrheit über die Zukunft des Kraftwerkes zu sagen. Sie
trägt die Verantwortung, wenn der Wahlkreis des Ministerpräsidenten nun von
der Entwicklung überrollt wird."

Das amerikanische Institute for Energy Economics and Financial Analysis
(IEEFA) kommt in einer Bewertung der Ende April von der EU beschlossenen
Emissionsgrenzwerte für Kraftwerke zu dem Ergebnis, dass Nachrüstungen des
Kraftwerkes Jänschwalde nicht wirtschaftlich sind. Es habe daher "keine
wirtschaftliche Zukunft nach 2021".

Mit dem Verzicht von Vattenfall auf den Bau einer CCS-Demonstrationsanlage
im Dezember 2011 und den im Februar 2012 von der Landesregierung einstimmig
beschlossenen Klimaschutzzielen war seit Jahren ein Ende des Kraftwerkes
bis spätestens 2029 besiegelt. Schon diese logische Konsequenz wurde jedoch
über Jahre totgeschwiegen, statt sich dem Abschied vom Kraftwerksstandort
zu stellen und ihn rechtzeitig zu gestalten. Die LEAG suggeriert in ihrem
Ende März vorgestellten Revierkonzept einen Betrieb des Kraftwerkes bis
nach 2030, ohne dies überzeugend zu begründen.

Im vergangenen September hatte die GRÜNE LIGA gemeinsam mit dem
evangelischen Kirchenkreis Cottbus und dem Liechtenstein Institute for
strategic development als erste die Initiative ergriffen und eine Konferenz
zur Zukunft nach dem Kraftwerk veranstaltet.


Meldung des IEEFA (7.5.2017):

http://ieefa.org/ieefa-report-european-coal-sector-woes-deepen-new-air-quality-mandate-requiring-one-third-existing-capacity-retrofit-close/

Offene Fragen zum Revierkonzept der LEAG (07.04.2017):

http://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/303-gruene-liga-stellt-offene-fragen-zu-leags-revierkonzept

Bericht von der Konferenz zur Zukunft nach dem Kraftwerk Jänschwalde
(08.09.2016):

http://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/285-video-lausitzer-diskutieren-die-zukunft-nach-dem-braunkohlekraftwerk-jaenschwalde

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/346: Klimakampf und Kohlefront - Klimakämpfe, Wirtschaftskrämpfe ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 5. Mai 2017

Kohle-Protest vor der Staatskanzlei: Rote Linien für Garzweiler und
Hambach 

Breites zivilgesellschaftliches Bündnis fordert Verkleinerung der Tagebaue -
Übergabe von mehr als 33.500 Unterschriften zur Rettung des Hambacher
Waldes an Ministerpräsidentin Hannelore Kraft



Düsseldorf, 05.05.2017 | Mit einer Rote-Linie-Aktion vor der Staatskanzlei
und einem anschließenden Zug zur SPD-Parteizentrale in Düsseldorf hat heute
ein breites zivilgesellschaftliches Bündnis eine schnelle Verkleinerung der
Tagebaue und ein schrittweises Abschalten der Kohlekraftwerke gefordert.
Zur Untermauerung der Forderung erfolgte die Übergabe der Petition
'Hambacher Wald retten und Klima schützen' mit mehr als 33.500
Unterschriften an Ministerpräsidentin Hannelore Kraft.

"Wir zeigen der Ministerpräsidentin und ihrer SPD die rote Linie für ihre
Kohlepolitik auf. Auch die Sozialdemokraten müssen endlich den Vorrang für
Kohle beenden und den Weg frei machen für eine Zukunft der Region", sagte
Dirk Jansen, Geschäftsleiter des BUND in Nordrhein-Westfalen. "Nur wenn wir
schnell aus der klimaschädlichen Braunkohle aussteigen, werden wir unsere
Klimaschutzziele erreichen. Drei Viertel der Kohle in den landesplanerisch
genehmigten Tagebauen muss im Boden bleiben." Die Roten Linien für die
Tagebaue Hambach und Garzweiler würden demnach durch die alte
Autobahntrasse der A 4 (Hambach) und die A 61 (Garzweiler) markiert.

Auf heftige Kritik der Kohlegegner*innen stößt das Verhalten von
Ministerpräsidentin Hannelore Kraft. Diese habe sich in den vergangenen
sieben Jahren nicht ein einziges Mal bei den Betroffenen der Tagebaue in
der Region blicken lassen. Dafür habe sie keine Gelegenheit ausgelassen, um
neue Kraftwerke wie das in Grevenbroich-Neurath einzuweihen und die
Durchhalteparolen der IG BCE zu unterstützen. Trotz mehrfacher Bitten sei
sie auch nicht bereit gewesen, die Petition zur Rettung des Hambacher
Waldes persönlich entgegenzunehmen.

"Es ist ein Armutszeugnis, dass die Ministerpräsidentin die Sorgen und
Belange von uns Betroffenen schlichtweg ignoriert", kritisierte Antje
Grothus, die Initiatorin der Petition. "Wenn Frau Kraft für sich in
Anspruch nimmt, die Landesmutter aller NRW-Bürgerinnen und -bürger zu sein,
dann sollte Sie endlich auch einmal auf die zahlreichen Gesprächswünsche
und -anfragen der Menschen reagieren, die in NRW massiv unter der
Braunkohleförderung und -verstromung leiden." Der überwiegende Teil der
Unterzeichner*innen der Petition "Hambacher Wald retten und Klima schützen"
lebe in NRW und stehe damit stellvertretend für die über 71 Prozent der
Menschen, die laut forsa-Umfrage einen raschen Braunkohleausstieg wollen.

"Es ist längst klar, dass die Tage der Kohleverstromung gezählt sind.
Trotzdem will die NRW-Ministerpräsidentin und SPD-Landesvorsitzende
Hannelore Kraft an der Kohle festhalten", sagte Svenja Künstler, Referentin
für Kohle- und Energiepolitik der Klima-Allianz Deutschland. "Damit werden
neue Ewigkeitsschäden generiert und die Fortentwicklung der Region
ausgebremst." Im Rheinischen Braunkohlenrevier wird sich entscheiden, ob
Deutschland seine Verpflichtungen zum Klimaschutz erfüllen kann. Auch als
Gastgeber der UN-Klimakonferenz COP 23 in November in Bonn müsse
Nordrhein-Westfalen endlich seiner Verpflichtung zur weltweiten
Klimagerechtigkeit nachkommen.


Die Rote-Linien-Aktion vor der Staatskanzlei wird getragen von:
Aktionsbündnis Zukunft statt Braunkohle · attac Köln · BUND NRW e.V. ·
BUNDjugend NRW e.V. · Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre
· Das Gelbe Band · GREENPEACE Köln · Initiative Buirer für Buir ·
Klima-Allianz Deutschland · NABU NRW e.V.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 05.05.2017

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Tel.: 0211/30 20 05-22, Fax: 0211/30 20 05-26

Redaktion: Dirk Jansen, Pressesprecher

E-Mail: dirk.jansen@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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RAUBBAU/112: Fracking nicht mit uns - eher wachsen die Gefahren ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 3. Mai 2017

Gegen Gasbohren setzt neue Akzente im Kampf gegen Fracking bei der
Erdgas- und Erdölförderung



(Verden, Berlin, 03.05.2017) Auf ihrem neunten Bundestreffen am
29./30.4.2017 in Verden (Aller) haben die im bundesweiten
Zusammenschluss Gegen Gasbohren organisierten Anti-Fracking-Initiativen
ein umfangreiches Programm absolviert. Dabei ergänzten sich die
zahlreichen Fachvorträge, politischen Analysen und perspektivischen
Planungen perfekt. Entgegen der Darstellung der Bundesregierung ist
Fracking nicht vom Tisch, sondern wird konsequent von der Erdgas- und
Erdölindustrie vorangetrieben. Gerade aufgrund des in Kraft befindlichen
Pro-Fracking-Rechts setzen die Initiativen auch neue Akzente.

Trotz aller Beschwichtigungsversuche der Gas- und Ölindustrie liegen die
Gefahren des Fracking mit der nachfolgenden Erdgasförderung nach wie vor
klar auf der Hand: Grundwasserkontaminationen, Erdbeben, die Freisetzung
radioaktiver Stoffe aus dem Untergrund, eine ungelöste
Entsorgungsproblematik und eine miserable Klimabilanz sind die Folgen
des gefährlichen Gasbohrens. Als neu identifizierte Gefahrenquelle
kommen nun auch die Reinigungs- und Wartungsarbeiten an Bohrlöchern
hinzu. Eingesetzte Chemikalien und aus der Tiefe an die Oberfläche
transportierte gefährliche Stoffe können sich bei diesen Prozessen in
der Umgebung verteilen.

Das niedersächsische Landesgesundheitsamt hat die richtige Konsequenz
aus den Krebsfällen in Bothel gezogen. Es empfiehlt, eine
niedersachsenweite epidemiologische Studie zu einem möglichen
Zusammenhang zwischen der Kohlenwasserstoffförderung und dem Auftreten
bestimmter Krebserkrankungen durchzuführen. Gegen Gasbohren stellt dabei
fest, dass die entscheidenden Hinweise für Emissionen und auffällige
Krebsraten nicht von den Behörden, sondern aus der Zivilgesellschaft
kamen. Daher ist das Ministerium für Soziales, Gesundheit und
Gleichstellung aufgefordert, die in den letzten Jahren gewachsene und
konstruktive Zusammenarbeit mit VertreterInnen der Zivilgesellschaft im
Rahmen einer transparent geführten Debatte um das Studiendesign
fortzuführen. Die avisierte Studie sollte nun geradewegs auf die
Ursachenklärung ausgerichtet sein und nicht aus Zeit- oder Kostengründen
wieder nur Hinweise generieren. Zudem sollte das Land Niedersachsen die
heute möglichen flugunterstützten Luftmessungen über den Fördergebieten
und bodennahe Luftmessungen durch unabhängige Institute durchführen
lassen, um damit endlich Klarheit über die Stoffgemische zu schaffen,
die in die Atemluft der Bevölkerung gelangen können.

Zukünftig werden von den Gas- und Ölkonzernen zahlreiche bergrechtliche
Planfeststellungsverfahren eingeleitet, mit denen die Gasförderung unter
Einsatz der Fracking-Technik an den jeweiligen Standorten durchgesetzt
werden soll. Diese Verwaltungsverfahren müssen mit der Beteiligung der
Öffentlichkeit durchgeführt werden. Einwendungen gegen die Anträge der
Unternehmen müssen in Erörterungsterminen besprochen werden. Um auf
diese Verfahren und die ergehenden Entscheidungen Einfluss zu nehmen und
Fracking-Vorhaben zu verhindern, wird sich die Anti-Fracking-Bewegung
verstärkt mit diesen Verfahren auseinandersetzen.

Ausdrücklich begrüßt wurde die von einem breiten Bündnis in
Schleswig-Holstein getragene Volksinitiative zum Schutz des Wassers.
Damit soll Fracking in diesem Bundesland über entsprechende Bestimmungen
im Landeswassergesetz komplett untersagt werden. Die
verfassungsrechtlichen Bedenken der Landesregierung müssen angesichts
der neuen Ausarbeitung des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen
Bundestages endgültig als vorgeschoben angesehen werden. Das Bündnis
fordert alle Parteien und Wahlberechtigten in Schleswig-Holstein dazu
auf, sich dieser Volksinitiative anzuschließen
(http://www.vi-wasser.de/). Innerhalb eines Jahres müssen 20.000
Unterschriften gesammelt werden.

Auch im Hinblick auf die Bundestagswahl hat sich Gegen Gasbohren klar
positioniert. Nach dem Versagen der Großen Koalition aus CDU/CSU und SPD
beim Schutz der Bevölkerung und der Umwelt vor den Gefahren des Fracking
wird von den bei der Bundestagswahl kandidierenden Parteien gefordert,
sich für ein ausnahmsloses und unbefristetes Fracking-Verbot
auszusprechen und dies umgehend nach der Wahl durchzusetzen.


Weitere Informationen zum Thema Fracking:

http://www.gegen-gasbohren.de

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 03.05.2017

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn
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Internet: www.bbu-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/345: Klimakampf und Kohlefront - Petition "Hambacher Wald retten" ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 1. Mai 2017

Rote Linien für Garzweiler und Hambach 

Anti-Braunkohle-Initiativen fordern Stopp der Tagebaue · Übergabe von mehr
als 32.000 Petitionen zur Rettung des Hambacher Waldes an
Ministerpräsidentin Hannelore Kraft



Die Braunkohlen-Gegner*innen tragen den Protest nach Düsseldorf: Mit einer
Rote Linie-Aktion vor der Staatskanzlei von Ministerpräsidentin Hannelore
Kraft und einem anschließenden Aufzug zur SPD-Parteizentrale in der
Kavalleriestraße fordern wir einen schnellen Stopp der Braunkohlentagebaue.

Zur Untermauerung der Forderung erfolgt die Übergabe von mehr als 32.000
Petitionen "HAMBACHER WALD RETTEN & KLIMA SCHÜTZEN" [1], die von
Antje Grothus initiiert wurde, an Ministerpräsidentin Hannelore Kraft. 


Braunkohlentagebaue stoppen

Rote Linien für Garzweiler und Hambach

Rote Linie A 61 (Garzweiler) und alte A 4 (Hambach)!

SEI DIE ROTE LINIE!

Wir besuchen die SPD

Im Rheinischen Braunkohlenrevier wird sich entscheiden, ob
Deutschland seine internationalen Verpflichtungen zum Klimaschutz erfüllen
kann. Trotzdem will die NRW-Ministerpräsidentin und SPD-Landesvorsitzende
Hannelore Kraft am Klimakiller Braunkohle festhalten. Bis zum Jahr 2045
sollen sich nach ihrem Willen die Bagger weiter durch das Land fressen,
unersetzliche Natur wie den Hambacher Wald zerstören und Menschen aus ihrer
Heimat vertreiben.

Wir fordern: SPD - Raus aus der Kohle!

Nur wenn wir schnell aus der klimaschädlichen Kohle aussteigen, werden wir
unseren Beitrag zum Klimaschutz leisten können. Drei Viertel der in den
genehmigten Tagebauen vorhandenen Kohle muss im Boden bleiben.

Wir zeigen der SPD die Roten Linien für die Braunkohle auf. Auch die SPD
muss sich endlich zum Kohleausstieg bekennen und den Weg frei machen für
eine Zukunft der Region ohne Kohleabbau.

15 Uhr: Übergabe der Petitionen

"HAMBACHER WALD RETTEN & KLIMA SCHÜTZEN"

an Ministerpräsidentin Hannelore Kraft

Danach: Rote Linie-Aufzug zur SPD

SPD-Parteizentrale, Kavalleriestraße 16

Ende der Versammlung: 17 Uhr

5. Mai 2017, 15 Uhr

Düsseldorf

Staatskanzlei des Landes NRW, Stadttor 1

Bitte tragt ROTE KLEIDUNG und seid möglichst schon um 14.30 Uhr vor Ort.

Wir bitten auch darum, keine Kleidung, Fahnen, Banner etc. mit
Parteien-Logos mitzubringen.

Danke!

www.zukunft-statt-braunkohle.de - #seidierotelinie

Trägerkreis: attac Köln · BUND NRW e.V. · BUNDjugend NRW · Das Gelbe Band ·
Greenpeace Köln Klima-Allianz Deutschland · Initiative Buirer für Buir ·
NABU NRW


Anmerkung:

[1] Link zur Petition:

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 01.05.2017

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / FAKTEN





MELDUNG/135: 100 Jahre Deutscher Museumsbund (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 7. Mai 2017

100 Jahre Deutscher Museumsbund 

Kulturstaatsministerin Grütters: "Museen sind unser kollektives
Gedächtnis."



Kulturstaatsministerin Grütters hat dem Deutschen Museumsbund (DMB) beim
heutigen Festakt zu dessen hundertjährigen Geburtstag für sein Engagement
bei der Suche nach neuen Formen der Museumskommunikation gedankt. Vor rund
800 Gästen im Deutschen Historischen Museum in Berlin sagte sie: "Landauf,
landab geben unsere Museen regelmäßig neue Denkanstöße zu den großen
Herausforderungen unserer Zeit - vom Klimaschutz über Migration bis zur
Friedenssicherung. Sie stellen uns damit immer wieder vor die Frage nach
dem 'Wir' und tragen mit ihrer kulturellen Vermittlungsarbeit zu
Integration und Zusammenhalt bei. Umso dankbarer bin ich dem DMB und seinen
Mitgliedern für ihr hingebungsvolles Engagement auf der Suche nach neuen
Formen der Museumskommunikation, mit denen wir auch weniger kulturaffine
Menschen in ihrer jeweiligen Lebenswelt zum Dialog einladen können. Ganz
nach dem Motto seiner diesjährigen Jahrestagung, 'digital. ökonomisch.
relevant. Museen verändern sich!', stellt sich der DMB mit Weitsicht den
gegenwärtigen und zukünftigen Herausforderungen der Museumsarbeit."

Grütters betonte: "Der Bereitschaft in Politik und Gesellschaft, sich auf
allen Ebenen für die Zukunft der Museen stark zu machen, kann das nur
nützen - genauso wie eine breite, öffentliche Debatte über die
gesellschaftlichen und gesellschaftspolitischen Erwartungen an unsere
Museen einerseits und die dafür notwendigen Ressourcen andererseits. Der
Bund fördert Museen, Gedenkstätten und Ausstellungshäusern von
gesamtstaatlicher Bedeutung, vergibt zum Beispiel Denkmalschutzmittel und
stellt Geld für die Kulturstiftung des Bundes zur Verfügung, die wiederum
Projekte von und für Museen finanziert. Mit seiner Expertise steht uns der
DMB dabei seit Jahrzehnten als verlässlicher Berater in museumsfachlichen
und kulturpolitischen Fragen zu Seite."

Der Deutsche Museumsbund e. V. ist die bundesweite Interessenvertretung der
Museen aller Kategorien und Größen. 1917 gegründet, ist er einer der
ältesten Museumsverbände der Welt. Finanziert wird er durch die Beiträge
seiner über 3.000 Mitglieder sowie über Projektmittel.

Der Festakt zum Hundertjährigen Bestehen des DMB bildet zugleich den
Auftakt für die anschließende Jahrestagung unter dem Motto "digital.
ökonomisch. relevant. Museen verändern sich!". Sie findet vom 8. - 10. Mai
2017 in der Staatsbibliothek am Kulturforum statt.

Weitere Informationen unter:

www.museumsbund.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 160 vom 7. Mai 2017

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/819: Kranke zählen nichts (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne # 854

Kranke zählen nichts

Die Gefängnisbehörde von Pennsylvania gibt erst dann Medikamente an
Häftlinge, die an Hepatitis-C-erkrankt sind, wenn ihnen akute Lebensgefahr
droht

von Mumia Abu-Jamal, Mai 2017



Wer in die Unterwelt des US-Gefängnissystems geworfen wird, dem bleibt
nichts anderes übrig, als alle Vorstellungen über die Medizin, die man aus
der sogenannten freien Welt mitbringt, über Bord zu werfen. In dieser Welt
wurden wir darauf konditioniert, in der Arbeit der Krankenschwestern einen
süßen Quell des Trostes zu sehen und Ärzte als Menschen wahrzunehmen, die
sich der Heilung der Kranken widmen und Schmerzen lindern. Hinter Gittern
herrschen jedoch völlig andere Regeln für Medizin und Krankenpflege. Hier
gibt das Geld den Ton an, und die Kranken zählen nichts. Diese Einschätzung
mag hart erscheinen, aber ich kann versichern, dass die Realität noch
weitaus härter ist.

Erst kürzlich schrieb ich über den »Jailhouse lawyer« (»Gefängnisanwalt«)
Dennis »Solo« McKeithan und seinen zähen Kampf dafür, endlich von einem
Arzt untersucht und angemessen medizinisch behandelt zu werden. Solo leidet
an der Gürtelrose, einer durch Viren erzeugten Nervenentzündung, die
unerträgliche Schmerzen verursacht. Als ich das Gerichtsprotokoll über die
Anhörung im Januar 2017 las, in der sein Antrag auf einstweilige Verfügung
verhandelt wurde, war ich erstaunt über eine Frage, die Richter John
Garhart aufgeworfen hatte. Er wollte wissen, ob das medizinische
Unternehmen, das im Auftrag der Gefängnisbehörde die Gesundheitsversorgung
der Häftlinge sicherstellen soll, sich möglicherweise in einem Konflikt
befindet. Als privatwirtschaftliches Unternehmen könne es doch
möglicherweise daran interessiert sein, seinen Profit dadurch zu erhöhen,
dass es den inhaftierten Patienten teure Medikamente vorenthält. Der bei
der Gefängnisbehörde, dem »Department of Corrections« (DOC), für den
medizinischen Dienst zuständige Zeuge verneinte die Frage, aber Richter
Garhart hatte offensichtlich einen Nerv getroffen.

Seit 2015 habe ich gemeinsam mit meinen Anwälten eine angemessene
medizinische Behandlung meiner Hepatitis-C-Infektion eingefordert. Das DOC
erreichte im Sommer 2015 zunächst eine Abweisung meiner Klage, indem es bei
Gericht eine gefälschte eidesstattliche Versicherung vorlegte. Mit dieser
wollte die DOC-Anwältin untermauern, dass ich gar nicht so schwer an
Hepatitis C erkrankt sei und noch jahrelang ohne Medikamente auskäme.

Ein Bundesrichter sah das anders und setzte eine gerichtliche Anhörung an,
in der wir nachweisen konnten, dass die eidesstattliche Versicherung
gefälscht war. Monate später bewertete derselbe Richter das sogenannte
Protokoll des DOC als verfassungswidrig. In dieser internen Richtlinie hat
das DOC festgelegt, dass Häftlinge, die an einer Hepatitis-C-Infektion
erkrankt sind, zwar untersucht werden, Medikamente aber erst gegeben
werden, wenn akute Lebensgefahr droht. Diese Schlappe konterte die Behörde
mit der Behauptung, meine Hepatitis-C-Erkrankung sei relativ harmlos.

Auch dem widersprach Bundesrichter und erklärte das »Protokoll« Anfang
Januar 2017 ein zweites Mal für verfassungswidrig. Seine Anordnung, meine
Behandlung innerhalb von 21 Tagen aufzunehmen, ignorierte das DOC fast zwei
Monate lang und schob noch Ende März vor, es seien noch weitere
medizinische Tests notwendig. Diese zeigten dann, dass ich nicht nur an
einer fortgeschrittenen Hepatitis C erkrankt bin, sondern meine
Leberzirrhose schon das schwere Stadium F4 erreicht hat. Weil es »400
Millionen kosten« würde, weigerte sich das DOC weiter, das Geld für die
teuren Medikamente auszugeben, mit denen meine Infektion (und die Tausender
anderer infizierter Häftlinge) geheilt werden könnte. Mich würde es ja auch
nur mein Leben kosten.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 101 vom 2. Mai 2017
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/7904: Und morgen, den 8. Mai 2017 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.05.2017 bis zum 09.05.2017 +++






[image: Jean-Luc 7904 Wetterfrosch - © 2017 by Schattenblick]






Bis zum Mittag Wolken grau,

Wolken, die Jeans Freunde sind,

früh hinaus zur Wetterschau

und den ganzen Tag im Wind.
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1522: Deutschlandfunk Kultur - Rechtsextremismus in Ost- wie Westdeutschland, 8.5.2017 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Spuren brauner Gewalt

Rechtsextremismus in Ost- wie Westdeutschland

Von Thilo Schmidt

Länderreport

Montag, 08. Mai 2017, 13.07 - 14.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Heute vor 25 Jahren überfielen Neonazis in Magdeburg eine
Geburtstagsparty, bei der Punks feierten. Ein Punk wurde dabei so
schwer verletzt, dass er zwei Jahre später an den Folgen des Angriffs
verstarb. Der Täter wurde bis heute nicht ermittelt. Thilo Schmidt
erinnert an eine tragische Geschichte, die viele Menschen noch immer
bewegt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Mai 2017

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1521: 1LIVE - Demokratie und Alltag, 8.5.2017 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Mehr als ein Kreuzchen

Demokratie und Alltag

Reporterin: Lena Breuer

Moderator: Jörn Behr

1LIVE Plan B Reportage

1LIVE, Montag, 8. Mai 2017, 23.00 - 24.00 Uhr



Wenn am 14. Mai die Landtagswahlen in NRW stattfinden, ist das
Kreuzchen auf dem Wahlzettel für viele Menschen gefühlt die einzige
Möglichkeit, Demokratie aktiv mitzugestalten. Aber Demokratie und
Alltag können durchaus zusammengehören.

Lisa steht in dem kleinen Café "Fatsch" in Köln und verkauft veganen
Kuchen. Auf den ersten Blick sieht alles nach einem ganz normalen
Gastronomiebetrieb aus. Aber das "Fatsch" ist ein Kollektiv-Café. Es
gibt keinen Chef, keine Chefin, alle Entscheidungen werden im Plenum
getroffen. Lisa und ihre Kollegen leben Basisdemokratie.

Demokratie ist für Alexander vor allem Organisation. Er und seine
Kollegen vom Verein "Mehr Demokratie" beraten und begleiten
Bürgerinitiativen auf ihrem Weg zum Ziel. Dabei wird inhaltlich nicht
aussortiert. Mal geht es um die Schließung eines Schwimmbads, mal um
den Bau einer Landstraße. Für Alexander ist klar: "Wir brauchen mehr -
mehr Demokratie, mehr Engagement."

Was ist das eigentlich diese Demokratie? Und was bedeutet Demokratie
im Alltag? 1LIVE Reporterin Lena Breuer hat Julia und Alexander
getroffen, mit ihnen Demokratie gelebt und dabei erlebt, dass
Basisdemokratie ganz schön anstrengend ist. Und dass Bürgerengagement
und Filterkaffee eng zusammengehören.

"Mehr als ein Kreuzchen - Demokratie und Alltag" von 1LIVE Reporterin
Lena Breuer steht im Anschluss zum Download auf 1live.de bereit.

Redaktion: Natalie Szallies

 * 

Quelle:

Programmtip vom 28. März 2017
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2186: Deutschlandfunk - musica reanimata. Zum 25. Todestag von Ernst Krenek, 8.5.2017 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

musica reanimata

Zum 25. Todestag von Ernst Krenek

Musik-Panorama

Montag, 08. Mai 2017, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Ernst Kreneks überaus erfolgreiche Oper "Jonny spielt auf" (1927) rief
sofort heftige Nazi-Proteste hervor. Die Titelfigur, der schwarze
Jazzmusiker Jonny, wurde 1938 als Inbegriff von Rassenschande auf dem
Plakat der Ausstellung "Entartete Musik" abgebildet.


Berthold Goldschmidt: geflohen, verstummt, wiederentdeckt

Die Karriere des jungen Berthold Goldschmidt hatte verheißungsvoll
begonnen. Als seine Werke ab 1933 nicht mehr gespielt werden durften,
floh er von Berlin nach London. Jahrzehntelang komponierte er nicht
mehr und geriet fast in Vergessenheit. 1987 leiteten die Berliner
Festwochen ein grandioses Comeback ein und eine bemerkenswerte
Alterskarriere begann.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Mai 2017
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2055: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Trio "Warten auf Lucie" - Pop, Jazz und Klezmer, 30.6.2017


Kulturcafé Komm du - Juni 2017

Trio "Warten auf Lucie" | Jazzige Balladen, poppige Chansons und Klezmermusik


Konzert am Freitag, den 30. Juni 2017, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit Fotos von Guido Jäger, Lucie Cerveny und Frank Meiller - Foto im Flyer links: © by Martina Pipprich, Mitte: © by Lucie Cerveny, rechts: © by Frank Meiller]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 30.06.2017, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Trio "Warten auf Lucie"

Pop, Jazz und Klezmer

Seit gut 25 Jahren treten Guido Jäger (Kontrabass) und
Frank Meiller (Sax, Klarinette, Flöte, Gesang) zusammen auf.
Vor kurzem stieß die tschechische Sängerin und Pianistin Lucie
Cerveny dazu. Die eigenen Stücke des Trios, zwischen Soul, Jazz
und Chanson angesiedelt, sind mit rockigen Untertönen angereichert.
Hinzu kommen ausgewählte "Lieblings"-Titel der aktuellen Musikszene.
Frank Meiller, Grenzgänger zwischen Jazz, Klassik und
Klezmer, ist Mitglied des Ensemble Formidable und Dozent an der
Akademie Hamburg für Musik und Kultur. Lucie Cerveny,
ausgebildete Sängerin und Pianistin im Bereich Jazz/Pop, hatte ihren
musikalischen Wirkungskreis bisher in Süddeutschland, wo sie
Konzert- und Literatur/Musik-Programme entwickelte. Guido
Jäger ist Bassist des bekannten Giora Feidman Trios und Mitglied
u.a. des Kibardin Quartetts.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Guido Jäger, Lucie Cerveny und Frank Meiller - Foto links: © by Martina Pipprich, Mitte: © by Lucie Cerveny, rechts: © by Frank Meiller]

Jazzige Balladen, hauchige Klezmermusik und poppige Chansons.

Die Musik des Trios "Warten auf Lucie" führt an viele bekannte und unbekannte Orte.

V.l.n.r.: Guido Jäger, Lucie Cerveny und Frank Meiller

Foto links: © by Martina Pipprich, Mitte: © by Lucie Cerveny, rechts: © by Frank Meiller




Über das Trio "Warten auf Lucie"

Es begann vor circa 25 Jahren beim Musical "Cats" in Hamburg, bei dem
Frank Meiller (Sax, Klarinette, Flöte, Gesang) und Guido
Jäger (Kontrabass) aufeinander trafen. Seitdem haben die beiden
unzählige gemeinsame Konzerte bestritten und dabei insgeheim auf
Lucie gewartet. Jetzt ist sie da, die tchechische Sängerin
und Pianistin Lucie Cerveny. Sie spielt nicht nur, sondern
komponiert genau wie ihre Kollegen. Die eigenen Stücke des Trios
"Warten auf Lucie" kommen mal soulig, mal jazzig, mal
lyrisch und mal rockig daher. Angereichert wird diese auditive
Melange von einigen ihrer Lieblings-Titel der aktuellen Musikszene.

Zu "Warten auf Lucie" gehören:

Lucie Cerveny ist ausgebildete Sängerin und Pianistin
im Jazz/Pop Bereich und hatte bisher ihren musikalischen
Wirkungskreis in Süddeutschland, wo sie zusammen mit anderen
Musikern und Schauspielern Konzert-und Literatur/Musik-Programme
entwickelte und spielte.

Frank Meiller ist Saxophonist und Grenzgänger zwischen
Jazz, Klassik und Klezmer. Frank ist Mitglied im Ensemble Formidable
und auch Dozent an der Akademie Hamburg für Musik und Kultur.

Guido Jäger ist den meisten als Bassist des Giora
Feidman Trios ein Begriff, hat darüber hinaus auch mit seinen
anderen Gruppen wie Sureste Tango, dem Kibardin Quartett oder
Balalaika Nueva das Buxtehuder Publikum erfreut.


Weitere Informationen:

Lucie Cerveny

http://www.luciecerveny.de

Frank Meiller

http://www.frankmeiller.com

Guido Jäger

http://www.bubu-concerts.de/kibardin-quartett/guido-jaeger
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.

Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5187: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Trio "Warten auf Lucie" - Pop, Jazz und Klezmer, 30.6.2017


Kulturcafé Komm du - Juni 2017

Trio "Warten auf Lucie" | Jazzige Balladen, poppige Chansons und Klezmermusik


Konzert am Freitag, den 30. Juni 2017, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit Fotos von Guido Jäger, Lucie Cerveny und Frank Meiller - Foto im Flyer links: © by Martina Pipprich, Mitte: © by Lucie Cerveny, rechts: © by Frank Meiller]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 30.06.2017, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Trio "Warten auf Lucie"

Pop, Jazz und Klezmer

Seit gut 25 Jahren treten Guido Jäger (Kontrabass) und
Frank Meiller (Sax, Klarinette, Flöte, Gesang) zusammen auf.
Vor kurzem stieß die tschechische Sängerin und Pianistin Lucie
Cerveny dazu. Die eigenen Stücke des Trios, zwischen Soul, Jazz
und Chanson angesiedelt, sind mit rockigen Untertönen angereichert.
Hinzu kommen ausgewählte "Lieblings"-Titel der aktuellen Musikszene.
Frank Meiller, Grenzgänger zwischen Jazz, Klassik und
Klezmer, ist Mitglied des Ensemble Formidable und Dozent an der
Akademie Hamburg für Musik und Kultur. Lucie Cerveny,
ausgebildete Sängerin und Pianistin im Bereich Jazz/Pop, hatte ihren
musikalischen Wirkungskreis bisher in Süddeutschland, wo sie
Konzert- und Literatur/Musik-Programme entwickelte. Guido
Jäger ist Bassist des bekannten Giora Feidman Trios und Mitglied
u.a. des Kibardin Quartetts.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Guido Jäger, Lucie Cerveny und Frank Meiller - Foto links: © by Martina Pipprich, Mitte: © by Lucie Cerveny, rechts: © by Frank Meiller]

Jazzige Balladen, hauchige Klezmermusik und poppige Chansons.

Die Musik des Trios "Warten auf Lucie" führt an viele bekannte und unbekannte Orte.

V.l.n.r.: Guido Jäger, Lucie Cerveny und Frank Meiller

Foto links: © by Martina Pipprich, Mitte: © by Lucie Cerveny, rechts: © by Frank Meiller




Über das Trio "Warten auf Lucie"

Es begann vor circa 25 Jahren beim Musical "Cats" in Hamburg, bei dem
Frank Meiller (Sax, Klarinette, Flöte, Gesang) und Guido
Jäger (Kontrabass) aufeinander trafen. Seitdem haben die beiden
unzählige gemeinsame Konzerte bestritten und dabei insgeheim auf
Lucie gewartet. Jetzt ist sie da, die tchechische Sängerin
und Pianistin Lucie Cerveny. Sie spielt nicht nur, sondern
komponiert genau wie ihre Kollegen. Die eigenen Stücke des Trios
"Warten auf Lucie" kommen mal soulig, mal jazzig, mal
lyrisch und mal rockig daher. Angereichert wird diese auditive
Melange von einigen ihrer Lieblings-Titel der aktuellen Musikszene.

Zu "Warten auf Lucie" gehören:

Lucie Cerveny ist ausgebildete Sängerin und Pianistin
im Jazz/Pop Bereich und hatte bisher ihren musikalischen
Wirkungskreis in Süddeutschland, wo sie zusammen mit anderen
Musikern und Schauspielern Konzert-und Literatur/Musik-Programme
entwickelte und spielte.

Frank Meiller ist Saxophonist und Grenzgänger zwischen
Jazz, Klassik und Klezmer. Frank ist Mitglied im Ensemble Formidable
und auch Dozent an der Akademie Hamburg für Musik und Kultur.

Guido Jäger ist den meisten als Bassist des Giora
Feidman Trios ein Begriff, hat darüber hinaus auch mit seinen
anderen Gruppen wie Sureste Tango, dem Kibardin Quartett oder
Balalaika Nueva das Buxtehuder Publikum erfreut.


Weitere Informationen:

Lucie Cerveny

http://www.luciecerveny.de

Frank Meiller

http://www.frankmeiller.com

Guido Jäger

http://www.bubu-concerts.de/kibardin-quartett/guido-jaeger
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen.

Britta Barthel und Mensen Chu geben mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, haben sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch, hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und Zeit ...

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8336: Aus aller Welt - 07.05.2017 (SB)




MELDUNGEN



Massenprotest gegen Regierungspolitik in Warschau

In Polen sind Zehntausende Menschen einem Aufruf der
Oppositionspartei Bürgerplattform (PO) zu einem Protestmarsch gegen
die Politik der nationalkonservativen Partei Recht und Gerechtigkeit
(PiS) gefolgt. Laut Polizeiangaben beteiligten sich etwa 12.000
Menschen an dem sogenannten Marsch für die Freiheit in der Hauptstadt
Warschau. Die von der PO dominierte Stadtverwaltung sprach dagegen
von 90.000 Teilnehmern. Der Protest richtet sich gegen eine Serie
umstrittener Reformen der regierenden PiS-Partei, die nach Auffassung
der Opposition die Unabhängigkeit des Verfassungsgerichts, der Medien
und anderer demokratischen Institutionen gefährden.

7. Mai 2017
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8336: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.05.2017 (SB)




MELDUNGEN



Ein Toter nach Auseinandersetzung in einer Bar in Coburg

In der Innenstadt von Coburg in Oberfranken ist ein Mann nach einer
Auseinandersetzung in einer Bar gestorben. Nach bisherigen
Kenntnissen war es am frühen Sonntagmorgen zu einer Rangelei mit
verschiedenen Beteiligten gekommen. Laut Polizeiangaben fanden Beamte
vor Ort einen verletzten und nicht mehr ansprechbaren Mann. Trotz
sofortiger Reanimationsmaßnahmen starb der 35jährige. Im Zuge einer
Fahndung nahmen Streifenbesatzungen vier Tatverdächtige im
Stadtgebiet fest. Der genaue Tatverlauf und die Beteiligung der
Personen sei Gegenstand der Ermittlungen, teilten die Behörden mit.

7. Mai 2017
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8332: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.05.2017 (SB)




MELDUNGEN



Taliban in Kunduz auf dem Vormarsch

Talibankämpfer haben in der Provinz Kundus im Nordosten von
Afghanistan einen strategisch wichtigen Distrikt unter ihre Kontrolle
gebracht. Hunderte Familien sind vor den Kämpfen in die
Provinzhauptstadt geflüchtet. Nach Informationen der Regierung in
Kabul sollen sich afghanische Soldaten am Samstag nach mehr als
24stündigen schweren Kämpfen aus Rücksicht auf die Zivilisten aus dem
Distrikt Kala-e-Sal zurückgezogen haben. Ein Vertreter der Taliban erklärte
dagegen, die Regierungstruppen seien vertrieben worden. In dem
Distrikt Chanabad in Kundus gingen die Kämpfe zwischen den Taliban
und afghanischen Polizei- und Militärkräften am Sonntag weiter.

7. Mai 2017






Copyright 2017 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8334: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.05.2017 (SB)




MELDUNGEN



Regierungswechsel im Norden

Schleswig-Holsteins Bürger haben die sogenannte Küstenkoalition aus
SPD, Grünen und dem Südschleswigschem Wählerverband (SSW) am Sonntag
abgewählt. Als großer Gewinner gehen die Christdemokraten aus der
Landtagswahl hervor. Laut ersten Hochrechnungen kommt die CDU auf 33
Prozent. Eine herbe Niederlage erlitten hingegen Ministerpräsident
Torsten Albig und die SPD, die 26 Prozent der Stimmen auf sich
vereinen konnte. Damit fehlt dem bisher regierenden Dreierbündnis den
Prognosen zufolge eine Mehrheit.

7. Mai 2017
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8333: Tragisches und Kurioses - 07.05.2017 (SB)




MELDUNGEN



Tödlicher Arbeitsunfall mit Straßenwalze

In der Parksiedlung im Erdinger Stadtteil Altenerding ist ein
78jähriger Mann von einer Straßenwalze überrollt worden. Das Opfer
erlag noch an der Unfallstelle seinen schwersten Kopfverletzungen.
Nach bisherigen Kenntnissen der Polizei hatte der 32jährige Fahrer
des tonnenschweren Gefährts den Seniorchef beim Zurücksetzen
übersehen, zumal an der Walze ein Behälter angebracht war, der die
Sicht nach hinten beeinträchtigte. Die Behörden leiteten Ermittlungen
wegen fahrlässiger Tötung ein.

7. Mai 2017
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7418: Aus Forschung und Technik - 07.05.2017 (SB)




MELDUNGEN



Rätselhafte Beschleunigung der Methan-Emissionen

Der deutsch-französische Kleinstsatellit MERLIN (Methane Remote
Sensing Lidar Mission) soll ab 2021 das Methan in der Erdatmosphäre
kartieren. Kernstück des Instrumententrägers ist ein am
Fraunhofer-Institut für Lasertechnik ILT in Aachen entwickeltes
Lasersystem, das auch auf der Nachtseite der Erde Messungen
durchführen kann. Mit Hilfe der Meßdaten wollen sich Wissenschaftler
erstmals ein Gesamtbild vom Methangehalt in der Erdatmosphäre und
seiner Entwicklung verschaffen. In den vergangenen zehn Jahren ist
die Methankonzentration in der Atmosphäre unerwartet schnell
angestiegen. Die Gründe dafür sind weitgehend unklar.

7. Mai 2017
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7431: Aus aller Welt - 07.05.2017 (SB)




VOM TAGE



Friedensverhandlungen mit der ELN in Kolumbien Mitte Mai

In Kolumbien hat der Chefunterhändler der Regierung, Juan Camilo
Restrepo, nach eigenen Angaben mit der Rebellengruppe Nationales
Befreiungsheer (ELN) einen Termin für die nächste Runde von
Friedensverhandlungen ausgemacht. Diese hatten im Februar begonnen.
Der Termin für die nächsten Gespräche wurde nach mehrmaliger
Verschiebung auf den 16. Mai festgesetzt. Der ELN gehören rund 1500
Kämpfer und Kämpferinnen an.

Im November 2016 war die Regierung von Präsident Juan Manuel Santos
ein Friedensabkommen mit den Revolutionären Streitkräften Kolumbiens
(FARC) eingegangen.

Der Guerillakrieg in Kolumbien hatte vor über 50 Jahren um den
Großgrundbesitz begonnen. Bei Kämpfen zwischen Regierungstruppen,
rechten Paramilitärs und linken Rebellen sind über 260.000 Menschen
ums Leben gekommen. Weitere rund 60.000 gelten als vermißt.

7. Mai 2017
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7392: Medizin und Gesundheitswesen - 07.05.2017 (SB)




VOM TAGE



Kassenpatienten müssen mehr dazubezahlen

Die Belastung der Kassenpatienten nimmt weiter zu. Wie das Deutsche
Ärzteblatt berichtete, zahlten sie letztes Jahr rund vier Milliarden
Euro für Arzneimittel, Krankenhausbehandlungen und andere Leistungen.
Das waren rund 330 Millionen Euro mehr, als im Jahr 2013 die
Praxisgebühr abgeschafft wurde. Auf den einzelnen Versicherten
berechnet sind es 55,41 Euro, die für Arzneimittel, stationäre
Behandlungen und sonstige Leistungen dazugezahlt werden mußten. Das
waren fast vier Euro mehr als 2013.

7. Mai 2017
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7419: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.05.2017 (SB)




VOM TAGE



In der Normandie Festgenommener bringt sich mit dem IS in Verbindung

Am Freitag ist in der Nähe des französischen Militärflugplatzes
Évreux-Fauville in der Normandie ein 35jähriger Mann festgenommen
worden. Der Islamkonvertit soll inzwischen eingeräumt haben, einen
Anschlag geplant zu haben, und zwar im Namen des Islamischen Staates
(IS), wie der Radiosender Europe 1 meldete. Außerdem soll der Mann
beim Verhör angegeben haben, gewollt zu haben, nach Syrien zu reisen.
Dennoch gehen die Ermittler davon aus, daß der als psychisch sehr
instabil bekannte, ehemalige Berufssoldat keine Komplizen hat. Er
stand seit 2014 unter behördlicher Beobachtung.

In seinem in der Nähe der Militärbasis geparkten Auto fand sich neben
einem Koran ein Speicher-Stick mit einem Bekenntnis zum IS. Außerdem
wurde bei ihm eine IS-Flagge gefunden. In einem Gebüsch wurden eine
Pumpgun, zwei Revolver und Munition entdeckt.

In Frankreich gilt der Ausnahmezustand. Zur entscheidenden
Präsidentschaftswahl am Sonntag sind die Sicherheitsmaßnahmen noch
einmal verstärkt worden. Auf der Militärbasis bei Évreux ist in einer
besonders abgesicherten Zone ein vom Auslandsnachrichtendienst
genutztes Geschwader stationiert. Außerdem hat die
Präsidentenmaschine auf dem Fliegerhorst ihren Standort.

7. Mai 2017
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7345: Sprache, Kunst und Medium - 07.05.2017 (SB)




VOM TAGE



Förderinitiative für Berliner Literatur-Festival ilb

Mit der Unterzeichnerliste von mehr als 250 Autoren und Autorinnen im
Rücken mahnt der Leiter des alljährlich veranstalteten Internationalen
Literaturfestivals Berlin (ilb), Ulrich Schreiber, eine regelmäßige
Finanzierung durch den Bund an.

Einen Offenen Brief an Kulturstaatsministerin Monika Grütters (CDU)
unterzeichneten neben vielen anderen namhaften Autoren mit Elfriede
Jelinek (Österreich), Mario Vargas Llosa (Peru), John M. Coetzee
(Südafrika) und Wole Soyinka (Nigeria) auch vier
Literaturnobelpreisträgerinnen und -träger, wie Spiegel Online
berichtete.

Ulrich Schreiber, der das Festival vor 16 Jahren gründete, fordert
Grütters in dem Schreiben auf, das ilb zu institutionalisieren und
finanziell umfassender zu unterstützen. Seit 2011 verharre es immer
noch im Projektstatus und müsse jedes Jahr wieder eine Basisförderung
beantragen, die unverändert bei 350.000 Euro liegt, obwohl inzwischen
alles viel teurer geworden sei. Schreiber stellt sich demnach
mindestens eine Verdopplung dieses Betrags vor.

7. Mai 2017
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7409: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.05.2017 (SB)




VOM TAGE



Tausende fliehen vor Kämpfen in afghanischer Provinz Kundus

Vor Kämpfen zwischen afghanischen Regierungstruppen und
Taliban-Milizen in der afghanischen Provinz Kundus sind Tausende
Menschen geflohen. Das berichtete der Norwegische Flüchtlingsrat.
Demnach wurde der Bezirk Kala-e Sal am Samstag von den Taliban
erobert, während die Kämpfe im Distrikt Chanabad am Sonntag
anhielten. Zur Zeit sind in Afghanistan 8400 ausländische Soldaten,
darunter fast 1000 Deutsche, hauptsächlich als Militärberater
stationiert. Bundeskanzlerin Angela Merkel hat in ihrer jüngsten
Video-Botschaft an das Volk erklärt, die Ereignisse, wie man sie
jetzt erlebe, zeigten auch, daß unsere Anwesenheit, auch unsere
Unterstützung im Sinne der Beratung und im Sinne des Trainings, noch
dringend erforderlich sei.

7. Mai 2017
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7423: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.05.2017 (SB)




VOM TAGE



Steinmeier in Israel für offenen und ehrlichen Dialog

Bundespräsident Steinmeier hat sich am Sonntag in Israel für einen
offenen und ehrlichen Dialog ohne Beschränkung ausgesprochen. Neue
Regeln bräuchte es dafür nicht. Die zusammen mit seinem Gastgeber
Präsident Rivlin abgegebene Erklärung bezog sich auf die Turbulenzen
um den Besuch von Bundesaußenminister Gabriel. Dieser war vom
israelischen Premier Netanjahu nicht empfangen worden, weil er sich
zuvor mit Aktivisten von Schovrim Schtika (Das Schweigen brechen) und
B'Tselem (Ebenbild) getroffen hatte. Die linken Organisationen
kritisieren die israelische Siedlungspolitik in den besetzten
Palästinensergebieten. Steinmeier hat bei seinem Staatsbesuch auf
derartige Begegnungen verzichtet. Statt dessen betonte er am Sonntag
vor einem Gespräch mit Netanjahu, das einzigartige Verhältnis beider
Staaten sei zu wichtig, um es allein an der Frage zu messen, wer
legitime Gesprächspartner seien oder sein sollten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7395: Tragisches und Kurioses - 07.05.2017 (SB)




VOM TAGE



Entwarnung für 50.000 Hannoveraner nach Bombenentschärfungen

Um 18.00 Uhr konnte in Hannovers Norden mit der kontrollierten
Sprengung von 3 Bombenzündern eine der größten Evakuierungsaktionen
nach dem Zweiten Weltkrieg aufgehoben werden.

Zunächst waren in der vergangenen Woche auf einem riesigen Baugelände
im Stadtteil Vahrenwald sechs mögliche Blindgänger ausgemacht worden.
Drei davon entpuppten sich später als harmloser Metallschrott. Dennoch
mußten Sonntagmorgen rund 50.000 Menschen in den Stadtteilen
Vahrenwald, List und Nordstadt ihre Wohnungen und Häuser verlassen.
Auch im Fern- und Regionalverkehr kam es zunächst zu Einschränkungen.
Doch mit der Teilentwarnung konnten auch Züge und Regionalbahnen
wieder fahren, wie die Feuerwehr mitteilte.

Bereits am Freitag mußten erste Bewohner von Alten- und Pflegeheimen
vorübergehend umziehen. Heute standen mehrere Schulen als
Notunterkünfte zur Verfügung. Daneben bot die Stadt den Betroffenen
freien Eintritt für einige Museen und Freibäder an.

Eine Auswertung des Baugrunds von Luftbildern aus dem Zweiten
Weltkrieg wies auf möglicherweise sechs Blindgänger hin. Tatsächlich
mußten am Ende aber zwei britische 5-Zenter- und eine 10-Zentner-Bombe
unschädlich gemacht werden. Dabei erwies sich einer der Sprengkörper
wegen seiner starken Beschädigung als sehr gefährlich. Den Experten
des Kampfmittelräumdienstes gelang es jedoch, den Zünder
herauszuschneiden.

In Deutschland liegen schätzungsweise noch 100.000 Blindgänger
verborgen im Erdreich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7420: Arbeit, Soziales und Familie - 07.05.2017 (SB)




VOM TAGE



Papst schämt sich für "Mutter aller Bomben"

Papst Franziskus hat sich im Gespräch mit rund 7000 Schülerinnen und
Schülern aus ganz Italien gegen die Bezeichnung der größten
konventionellen Bombe des US-Militärs als "Mutter aller Bomben"
ausgesprochen. Er berichtete, er habe sich geschämt, als er den Namen
der Bombe gehört habe. Eine Mutter bringe Leben, und diese Bombe
bringe den Tod. Offenbar schließt die Kritik des Kirchenoberhaupts
die Bombe an sich ein, die erstmals Mitte April über Afghanistan zur
Tötung von IS-Milizen eingesetzt wurde. Offiziell wird die Bombe
GBU-43/B als "Massive Ordnance Air Blast Bomb" (MOAB) geführt. In
Anlehnung daran wird sie gemeinhin "the mother of all bombs" genannt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7403: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.05.2017 (SB)




VOM TAGE



Ozeane leiden an Sauerstoffmangel

Der Klimawandel sorgt weltweit für erhebliche Veränderungen. Dabei
hebt er nicht nur die Meeresspiegel an, sondern sorgt auch dafür, daß
der Sauerstoff in vielen Meeren immer knapper wird. Umweltforscher
wie Matthew Long vom National Center for Atmospheric Research (NCAR)
in Boulder gehen davon aus, daß der klimabedingte Sauerstoffschwund ab
2030 die Todeszonen der Ozeane deutlich meßbar anwachsen lassen wird.
Dies habe eine Simulation ergeben, die mit Hilfe modernster Meeres-
und Klimamodelle durchgeführt wurde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7408: Märkte und Finanzen - 07.05.2017 (SB)




VOM TAGE



Gesundheitsreform für Multimilliardäre in den USA

Der Investor und Multimilliardär Warren Buffet hat auf der
Hauptversammlung seiner Investment-Gesellschaft Berkshire Hathaway
erklärt, daß die von der Trump-Regierung geplante Reform des
"Obamacare" genannten Gesundheitssystems in den USA ihm im
vergangenen Jahr 17 Prozent Steuererleichterung gebracht hätte. Laut
Buffet handelt es sich bei der Reform um eine riesige Steuersenkung
für reiche Leute wie ihn selbst. Deswegen müßte entweder das
Staatsdefizit oder die Steuerlast anderer Bürger erhöht werden. Die
Reform der Gesundheitsreform des vorherigen Präsidenten Obama war am
Donnerstag mit den Stimmen der republikanischen Mehrheit im
Repräsentantenhaus verabschiedet worden. Die Novelle hat den Senat
noch nicht passiert. Dem unabhängigen Congressional Budget Office
(CBO) zufolge wird aufgrund der Reform die Zahl der Amerikaner,
welche keine Krankenversicherung mehr haben, bis 2026 um rund 24
Millionen steigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7426: Aus Forschung und Technik - 07.05.2017 (SB)




VOM TAGE



Samsungs Galaxy S8 mit hohen Produktionskosten

Der Preis der Topmodelle gibt allerlei Anlaß zur Kritik. So auch
diesmal. Samsungs Galaxy S8 ist mit einer Preisempfehlung von 799
Euro alles andere als ein Schnäppchen. Die Vermutung liegt nahe, daß
Samsung einfach höhere Gewinne einfahren will. Schließlich wird
Hauptkonkurrent Apple das nicht anders machen. Offenbar stimmt das
nicht ganz. Denn das Analyseunternehmen IHS Markit, das die
Produktionskosten ermittelte, kommt zu einem ganz anderen Ergebnis.
Das Galaxy S8 ist nicht nur das bisher mit Abstand in der Herstellung
teuerste Smartphone des Unternehmens, sondern auch im Vergleich
mit anderen Herstellern. So belaufen sich die Produktionskosten beim
Galaxy S8 schätzungsweise auf rund 283 Euro. Dabei ist die teuerste
Komponente des Gerätes wenig überraschend das Curved-Display, das
Samsung jetzt standardmäßig einsetzt und rund 85 US-Dollar kosten
soll. Der Speicher SoC Exynos 8895 kostet knapp 40 Euro.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1449: Regierungspressekonferenz vom 5. Mai 2017 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 5. Mai 2017

Regierungspressekonferenz vom 5. Mai 2017

Themen: Festnahme von Aktivisten der "Occupy Central"-Bewegung in
Hongkong, Termine der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche (Gespräch mit
dem französischen Präsidenten, Kabinettssitzung, Kabinettausschuss
"Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union", Treffen mit
Nato-Generalsekretär Stoltenberg, Veranstaltung zur Würdigung
Ehrenamtlicher in Heidenheim, Teilnahme am "Ständehaus-Treff" in
Düsseldorf), Kleine Anfrage der Grünen zum Zustand der deutschen
Eisenbahnbrücken, Präsidentschaftswahl in Frankreich, Spionage-Vorwürfe
gegen die Schweiz, finanzielle Situation Griechenlands, Bürgerkrieg in
Syrien, rechtsextreme Tendenzen in der Bundeswehr, Alkohol- und Drogentests
für deutsche Verkehrspiloten, Prüfung der Möglichkeit zur Schließung einer
Brennelementefabrik in Lingen, Kritik an der Situation in griechischen
Registrierungszentren für Flüchtlinge durch Papst Franziskus, Durchführung
eines möglichen türkischen Referendums über die Einführung der Todesstrafe
in Deutschland, Fall des in der Türkei inhaftierten Journalisten Deniz
Yücel, möglicher Verbleib Gibraltars in der EU nach dem Ausscheiden
Großbritanniens


Sprecher: StS Seibert, Hille (BMVI), Adebahr (AA), Dimroth (BMI),
Flosdorff (BMVg), Haufe (BMUB)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen mitteilen, dass die
Bundesregierung mit Besorgnis Berichte aus Hongkong zur Kenntnis genommen
hat, wonach in den vergangenen Wochen mindestens 18 Aktivisten festgenommen
wurden, die seit 2014 Demonstrationen im Rahmen der
"Occupy Central"-Bewegung organisiert oder sich an ihnen beteiligt hätten.
Die Bundesregierung erinnert in diesem Zusammenhang daran, dass das Prinzip
"ein Land - zwei Systeme" die Verantwortlichen in Hongkong und China
gleichermaßen zum Schutz der liberalen Verfassung Hongkongs verpflichtet.
Das Demonstrationsrecht ist für die Bundesregierung ein Kernbestandteil
jedes freiheitlichen Gemeinwesens. Wir appellieren an alle
Verantwortlichen, alles dafür zu tun, dass die Grundfreiheiten in Hongkong
respektiert werden. Den Angeklagten muss ein rechtsstaatliches Verfahren
gewährt werden.

Wir kommen zu den öffentlichen Terminen der Kanzlerin in der nächsten
Woche.

Wir beginnen mit Montag, 8. Mai. Da wird die Bundeskanzlerin um 19 Uhr den
französischen Präsidenten François Hollande im Kanzleramt empfangen. Zu
Beginn der Begegnung ist ein Bildtermin vorgesehen. Anschließend geht es
zum Gespräch beim Abendessen.

Am Mittwoch, 10. Mai, findet um 9.30 Uhr wie üblich die Sitzung des
Bundeskabinetts unter Leitung der Bundeskanzlerin statt. Im Anschluss daran
tagt dann zum dritten Mal der Kabinettausschuss "Austritt Großbritanniens
aus der Europäischen Union".

Wie Sie wissen, hat der Europäische Rat (zu 27) am 29. April Leitlinien für
die Verhandlungen der EU mit Großbritannien beschlossen. Nächster Schritt
des Verfahrens ist jetzt die Erteilung eines Verhandlungsmandats für die
Europäische Kommission. Das setzt die Vorgaben aus den Leitlinien des
Europäischen Rats um. Dieses Verhandlungsmandat wird derzeit zwischen den
27 Mitgliedstaaten abgestimmt, und es soll am 22. Mai vom Rat "Allgemeine
Angelegenheiten" (zu 27) beschlossen werden. Insofern liegt es auf der
Hand, dass es beim Kabinettausschuss am 10. Mai vor allem um den Entwurf
für dieses Mandat geht.

Am Donnerstag, 11. Mai, wird die Bundeskanzlerin im Kanzleramt den 
Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg zu einem Gespräch begrüßen. Es geht um die
Vorbereitung des Nato-Treffens der Staats- und Regierungschefs am 25. Mai
in Brüssel. Nach dem Gespräch ist gegen 11.30 Uhr eine gemeinsame
Pressekonferenz vorgesehen.

Am Nachmittag des Donnerstags nimmt die Bundeskanzlerin dann an einer
Veranstaltung zur Würdigung Ehrenamtlicher im Congress Centrum in
Heidenheim teil. Sie will damit ehrenamtlich engagierten Menschen in
Heidenheim, aber stellvertretend auch in ganz Deutschland, ihren Dank und
ihre Anerkennung aussprechen. Sie wird dort eine Ansprache halten und
anschließend an einer Podiumsdiskussion mit Vertretern aus den Bereichen
Sport, Feuerwehr, soziales Engagement und Flüchtlingshilfe teilnehmen.

Später, am Abend des Donnerstags, wird die Bundeskanzlerin von 19 bis 21
Uhr in Düsseldorf am "Ständehaus-Treff" teilnehmen. Das findet im
ehemaligen Düsseldorfer Landtag statt. Es gibt dort ein Gespräch mit dem
Chefredakteur der Rheinischen Post, Michael Bröcker.

So weit die öffentlichen Termine für die kommende Woche.

Frage: Herr Seibert, gehen Sie davon aus, dass es das letzte Treffen
zwischen der Kanzlerin und dem Präsidenten sein wird - in seiner Amtszeit
zumindest -, und in welcher Erinnerung wird Herr Hollande bei Frau Merkel
bleiben?

StS Seibert: Es handelt sich um den Abschiedsbesuch François Hollandes als
Präsident. Seine Amtszeit endet ja am 14. Mai. Eine weitere Begegnung ist
bis zum 14. Mai nicht vorgesehen.

Ich will hier keine zeitgeschichtlichen Bewertungen abgeben. Die
Bundeskanzlerin wird Herrn Hollande sicherlich danken für eine enge
Zusammenarbeit in den vergangenen fünf Jahren, für ein gutes Kapitel
deutsch-französischer Freundschaft und für die sehr intensive
Zusammenarbeit an verschiedenen Themen. Ich nenne jetzt stellvertretend für
andere nur das Thema Konflikt in der Ost-Ukraine.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Hille. Es geht um eine Kleine Anfrage
der Grünen zum Zustand der deutschen Eisenbahnbrücken. Ihr Ministerium
hatte ja in den vergangenen vier Jahren die Investitionssumme zur Sanierung
dieser Brücken erheblich aufgestockt, auf 4 Milliarden Euro im Jahr. Aber
jetzt wird offenbar, dass seitdem nicht viel passiert ist. Also der Anteil
der sanierungsbedürftigen Brücken liegt zumindest in NRW gleichbleibend auf
einem Niveau. Was läuft da schief?

Hille: Herr Kollege, ich würde gern einen ganz kleinen Bogen machen und
etwas ausholen, weil bei dieser Geschichte ein bisschen durcheinandergeht.

Die Verknüpfung, die jetzt gemacht wird zwischen den Investitionsmitteln
einerseits und dem Zustand der Brücken andererseits - also die Ableitung,
diese Brücken wäre marode; so war, glaube ich, die Meldung - ist so nicht
zutreffend.

Die Deutsche Bahn nimmt eine Kategorisierung ihrer Brücken vor. Das ist ein
ständiger Prozess. Es gibt, wenn ich das richtig im Blick habe, vier
Kategorien. Das beginnt damit, dass an einer Brücke ein Geländer fehlt. Es
geht bis hin zu größeren baulichen Mängeln. Sinn dieser Kategorisierung ist
zu prüfen: Lohnt es sich, in diese Brücke weiter zu investieren und sie zu
erhalten? Oder muss künftig, um den Verkehr sicherstellen zu können, ein
Neubau geplant werden?

Dafür legen wir die Grundlage mit dem Investitionshochlauf, den Sie gerade
schon angesprochen haben. Die Investitionen sind auf Rekordniveau. Es sind
40 Prozent mehr, als das im Vorgängerzeitraum der Fall war. In 2017 fließen
knapp 5,1 Milliarden Euro in die Schiene zum Erhalt und zum Neubau. Diese
Entwicklung geht weiter. Im Jahr 2018 sind es dann schon 15,6 Milliarden
Euro. Also wir investieren stetig, und auf hohem Niveau wird es weiter
gesteigert. Die Deutsche Bahn ist verpflichtet, das Ganze umzusetzen. Wir
schauen dann am Ende, wenn die sogenannte Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung ausgelaufen ist, ob die Kennzahlen - die
Kriterien, die wir aufgestellt haben - von der Deutschen Bahn erreicht
worden sind. Das Ganze ist aber erst im Jahr 2019 der Fall.

Zusatzfrage: Sie hatten schon die Kategorien angesprochen. In der Kategorie
4 - das ist die schlechteste Kategorie - sind 5,5 Prozent betroffen. Da hat
sich nichts geändert. In Kategorie 3, also dringend sanierungsbedürftig,
ist der Anteil sogar auf 38 Prozent gestiegen.

Herr Dobrindt hatte damals gesagt, das Geld sei daran gebunden, dass die
Bahn auch zügig diese Investitionen umsetzt. Ansonsten sollte die Bahn
sogar Strafen zahlen, wenn das nicht passiert.

Meine Frage ist jetzt: Sind schon Strafen verhängt worden? Würden Sie sich
von der Bahn wünschen, dass diese Mittel schneller und effektiver
eingesetzt werden?

Hille: Ich habe ja gerade schon die Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung II genannt. Das ist die Grundlage dessen, was Sie
gerade geschildert haben. Laufzeit dieser Leistung zur
Finanzierungsvereinbarung II ist bis 2019.

Wie gesagt: Darin festgeschrieben sind diese Qualitätskennzahlen für die
Brücken. Vereinbart ist mit der Deutschen Bahn, dass bis 2019 insgesamt 875
Eisenbahnbrücken vollständig oder in Teilen zu erneuern sind. 2019 werden
wir dann schauen, ob dieses Ziel erreicht ist. Wenn das nicht der Fall ist,
dann werden die nötigen Maßnahmen ergriffen. Aber bis 2019 ist ja noch ein
wenig Zeit.

Frage: Ich habe noch einmal eine Frage zum Thema Frankreich. Welche
Szenarien, welche Strategien verfolgt denn die Bundesregierung im Falle des
Wahlausgangs? Das heißt, was wird passieren, wenn Herr Macron gewinnt? Was
wird passieren, wenn Frau Le Pen gewinnt? Wie gehen Sie vor?

StS Seibert: Wir gehen so vor, dass wir den Sonntagabend und das Ergebnis
der Wahl abwarten. Dann wird es natürlich sehr schnell Kontakte mit dem
Wahlsieger, der Wahlsiegerin, geben. Die Bundeskanzlerin und die
Bundesregierung haben deutlich zum Ausdruck gegeben, wem wir Glück wünschen
und warum.

Frage: Eine Frage - wahrscheinlich an das Auswärtige Amt - zu dieser
Spionage-Affäre. Es gibt Stimmen, die sagen, man könnte mit der Schweiz ein
No-Spy-Abkommen abschließen - der Begriff ist ein bisschen belastet -, also
dass man gegenseitig Spionageverzicht erklärt. Ist Deutschland überhaupt an
so etwas interessiert? Könnte das Gegenstand der nächsten bilateralen
Gespräche sein?

Adebahr: Ich kann Ihnen gern zu dem Thema sagen, dass der
Bundesaußenminister vorgestern mit seinem Schweizer Amtskollegen, Didier
Burkhalter, telefoniert und über den Vorgang mit ihm gesprochen hat. Die
beiden waren sich einig, dass man in Fragen der Steuerpolitik inzwischen
sehr gut zusammenarbeitet. Der Bundesaußenminister kann sich eigentlich
kaum vorstellen, dass jemand im Auftrag der Schweiz Spionage gegen deutsche
Finanzbehörden betreibt. Der Sachverhalt muss jetzt schnell aufgeklärt
werden. Darum ging das Telefonat des Außenministers mit seinem
Amtskollegen. Ich denke, wir müssen jetzt die Aufklärung dieser Sache
abwarten und weiter daran arbeiten, dass sich der Sachverhalt aufklärt.
Über weitere Fragen, die sich danach stellen könnten, muss man reden, wenn
es so weit ist.

Frage: Sie sagten, er könnte sich kaum vorstellen, dass so etwas vorkommt.
Aber die Schweiz beziehungsweise die Schweizer Regierung hat doch
mittlerweile bestätigt, dass sie über diese Spionage-Aktivitäten durchaus
Kenntnis hatte.

Adebahr: Das ist der Inhalt des Gespräches, den der Außenminister mit
seinem Schweizer Kollegen vor zwei Tagen geführt hat. Darüber habe ich
gesprochen. Jetzt geht es darum, dass der Sachverhalt von allen Seiten
schnell aufgeklärt wird. Das steht jetzt im Vordergrund.

Frage : Sind das dann alle Konsequenzen, Herr Seibert, die man aus dieser
Affäre zieht? Ich frage das auch vor dem Hintergrund, dass gestern zum
Beispiel der nordrhein-westfälische Finanzminister Walter-Borjans gesagt
hat, das wäre jetzt einmal die Gelegenheit, mit der Schweiz ein ernstes
Wort zu sprechen.

StS Seibert: Ich kann auch nur das sagen, was die Kollegen gesagt haben.
Wir sind in einem laufenden Verfahren. Es muss natürlich bis ins Letzte
aufgeklärt werden, was da passiert ist. Wo nachrichtendienstliche
Erkenntnisse oder Angelegenheiten betroffen sind, berichtet die
Bundesregierung den geheim tagenden Gremien des Deutschen Bundestages und
nicht hier. Wir setzen uns seit Jahren auf europäischer, auf
internationaler Ebene für mehr Steuergerechtigkeit ein. Wir bekämpfen
Steuerbetrug, Steuerhinterziehung, unfaire Steuerpraktiken mit Nachdruck.
Gerade Bundesminister Schäuble hat auf diesem Gebiet bereits viel erreicht.
Beim grenzüberschreitenden steuerlichen Informationsaustausch haben wir in
den letzten Jahren vielleicht so etwas wie eine Zeitenwende erleben können.
Ab September läuft der Austausch über Finanzkonten - das heißt, über
Kapitaleinkünfte - an. Auch die Schweiz wird sich ab dem nächsten Jahr
daran beteiligen. Unser Engagement in dieser Richtung ist also ganz klar.
Es ist nicht in den letzten Jahren ohne Erfolge geblieben.

Zusatzfrage : Herr Seibert, das passt ja irgendwie alles nicht so richtig
zusammen. Auf der einen Seite, was Sie gerade gesagt haben, die
Kooperationswilligkeit der Schweiz, auch an diesem Informationsaustausch ab
2018 teilzunehmen und dann dieser mutmaßliche Spionagefall. Halten Sie die
Schweiz im Moment noch für glaubwürdig, was diesen Kampf gegen
Steuerhinterziehung und Ähnliches betrifft?

StS Seibert: Ich halte es für richtig und absolut notwendig, dass im
laufenden Verfahren alle Details aufgeklärt werden.

Frage: Sie haben jetzt beide gesagt, dass Sie Aufklärung wünschen. Können
Sie einmal zwei, drei Fragen nennen, die Sie haben? Das ist ja immer so
eine allgemeine Formulierung - "wir wünschen uns Aufklärung". Es sind ja
schon eine ganze Reihe an Details bekannt, aber vielleicht können Sie
einmal zwei, drei Punkte nennen, die Sie jetzt an dem Fall noch
interessieren und die Sie noch aufgeklärt haben möchten?

StS Seibert: Nun, es wird ja berichtet von einem angeblichen Spionagefall.
Es versteht sich von selbst, dass alles rund um diesen Fall - wenn es denn
einer ist - aufgeklärt werden muss: Warum, wann, mit wessen Beteiligung,
Hintermänner, Zielrichtung der Aktivitäten usw.

Frage : Ist das für die Bundesregierung ein Einzelfall, oder haben Sie
Kenntnisse von mehreren Schweizer Spionen?

StS Seibert: Ich kann nur sagen: Es gibt jetzt das laufende Verfahren in
diesem Fall. Mehr Kenntnisse liegen mir nicht vor.

Zusatzfrage : Herr Dimroth?

Dimroth: Eine sozusagen systematische Antwort auf Ihre Frage habe ich
nicht. Ich empfehle, wie so oft an dieser Stelle, auch hier die Lektüre des
Berichts des dafür zuständigen Bundesamts für Verfassungsschutz. Der liegt
für das Jahr 2016 auch in elektronischer Form vor und ist insgesamt sehr
lesenswert. Da werden Sie auch Ausführungen zum Thema Spionage und
Spionageabwehr finden. Mir ist nicht bekannt, dass es in dieser Form eine
nennenswerte Vielzahl vergleichbarer Fälle gibt, nein.

Frage: Eine Frage an das Finanzministerium: Herr Kolberg, es gab in den
letzten Tagen sehr viele Veröffentlichungen zum Thema griechische
Schuldenlast. Gestern nach der Eurogroup Working Group hat laut dem
englischsprachigen Reuters ein Sprecher erklärt, nach Implementierung der
vereinbarten Maßnahmen durch Griechenland könne die Eurogruppe das
Maßnahmenpaket und die Bedingungen der nächsten Auszahlungen billigen und
sich - jetzt kommt das, worauf es mir ankommt - mit der Nachhaltigkeit der
griechischen Schulden in naher Zukunft befassen, auf der Basis der
Vereinbarungen vom Mai 2016. Ich kann jetzt den Sprecher der Eurogroup
Working Group nicht fragen, aber ich frage Sie - denn er hat ja im Namen
der Eurogruppe beziehungsweise der Eurogroup Working Group gesprochen -:
Was heißt für Sie, für das Bundesfinanzministerium, "in naher Zukunft"? Ist
das im Juni, im Juli, vor den deutschen Wahlen, nach den deutschen Wahlen,
im nächsten Jahr?

Kolberg: Derzeit laufen ja die Arbeiten am Abschluss der zweiten
Programmüberprüfung. Ziel ist es, dass dieser Abschluss in der Sitzung der
Eurogruppe am 22. Mai erfolgen kann. Wir sind auch zuversichtlich - das hat
der Minister in den letzten Tagen und Wochen auch immer wieder betont -,
dass das gelingen kann. Es gibt auch Fortschritte: Griechenland hat sich
mit den Institutionen über ein Reformmaßnahmenpaket geeinigt, und darüber
wurde gestern in der Eurogruppe gesprochen.

Bei dem Zitat, das Sie erwähnen, ging es meines Erachtens um
Schuldentragfähigkeit. Es werden keine Schuldenerleichterungen vorbereitet.
Gestern wurde in der Arbeitsgruppe über die von Griechenland zugesagten
Maßnahmen gesprochen. Dass auch über die Schuldentragfähigkeit gesprochen
wird, ist klar; es ist ja auch im Mai-Statement niedergelegt, dass der IWF
sich beteiligt, wenn die Schuldentragfähigkeit gegeben ist. Dazu gehört
eben das Reformpaket, dazu gehört aber auch die Frage des
Primärüberschusses; auch das ist ein Punkt, der bei der
Schuldentragfähigkeit berücksichtigt werden muss. Im Mai-Statement 2016
wurde vereinbart, dass mittelfristig ein Primärüberschuss von 3,5 Prozent
zu erreichen ist, um diese Schuldentragfähigkeit zu sichern.

Diese Themen werden eben in den nächsten Tagen und Wochen erörtert, und wir
hoffen, dass es dann in der Sitzung der Eurogruppe am 22. Mai eine Einigung
geben kann.

Zusatzfrage: Habe ich Sie richtig verstanden, dass in den nächsten Wochen
auch über die Schuldentragfähigkeit gesprochen wird?

Kolberg: Genau, die Schuldentragfähigkeit ist ja eine Voraussetzung dafür,
dass der IWF an Bord kommen kann; genau das hat der IWF ja immer wieder
betont. Zur Schuldentragfähigkeit gehört eben neben den Reformmaßnahmen,
die diese Schuldentragfähigkeit sichern sollen, auch die Frage des
Primärüberschusses, also die Frage: Wie lange muss der Primärüberschuss
erreicht werden, damit ebendiese Schuldentragfähigkeit gesichert ist,
sodass wir ein verlässliches Gesamtpaket an Reformmaßnahmen haben?

Zusatzfrage: Ich möchte die Frage etwas spezifizieren: Wenn ich die
Erklärung von Herrn Thompson, dem Europachef des IWF, aus New York richtig
verstanden habe, dann scheint es wohl so zu sein, dass der IWF vorerst
zufrieden wäre, wenn es eine Rahmenvereinbarung über die Maßnahmen gäbe und
die notwendigen Spezifizierungen erst später erfolgen. Können Sie sich auf
so einen Pfad begeben?

Kolberg: Wir müssen da, wie gesagt, unterscheiden. Ich glaube, Sie reden
jetzt über Schuldenmaßnahmen. Ich habe ja eben schon gesagt, dass das Thema
Schuldenmaßnahmen oder Schuldenerleichterungen nicht vorbereitet wird; das
Thema sind jetzt vielmehr Reformmaßnahmen. Im Hinblick auf etwaige
Schuldenmaßnahmen haben wir das Statement der Eurogruppe aus dem Mai; da
wurden klare Vereinbarungen zu diesem Thema getroffen. Danach wird nach
vollständiger Umsetzung des Reformprogramms - im Moment ist dafür 2018
angestrebt, da soll es vollständig umgesetzt werden - geprüft, ob
Schuldenmaßnahmen notwendig sind, und das gilt weiterhin.

Zusatzfrage: (akustisch unverständlich)

Kolberg: Schuldenmaßnahmen - das ist die Wortwahl im Statement. Es geht
also um die Frage, ob Maßnahmen im Hinblick auf Schulden erforderlich sind,
und das wird nach vollständiger Umsetzung des Programms geprüft, und nicht
jetzt. Das haben wir 2016 mit dem IWF und den anderen Institutionen
vereinbart.

Frage : Zu den Syrien-Gesprächen in Astana: Wie bewertet die
Bundesregierung das Abkommen zwischen den Parteien oder den
Verhandlungspartnern über vier Deeskalationszonen in Syrien?

StS Seibert: Die Bundesregierung begrüßt jede Initiative, die zu einer
Deeskalation, zu einer Reduzierung der Gewalt in Syrien führen kann und die
endlich die dringend benötigte humanitäre Hilfe und Versorgung ermöglicht.
Die Einrichtung solcher Deeskalationszonen kann ein Schritt in die richtige
Richtung sein. Es wird darauf ankommen, ob diese Einigung auch wirklich
umgesetzt wird, und da sehen wir besonders Russland in der Pflicht.
Russland muss sicherstellen, dass sich das syrische Regime anders als in
der Vergangenheit an die Vereinbarungen hält, insbesondere was das
Flugverbot und die Ermöglichung humanitären Zugangs angeht.

Was wir positiv sehen, ist, dass die Vereinigten Staaten von Amerika in
Astana teilgenommen haben. Problematisch ist, dass insbesondere Iran als
Kriegspartei verantwortlich für die Überwachung der Einhaltung der
Vereinbarungen sein soll.

Wenn es gelingt, ab dem morgigen Samstag in gewissen Regionen Syriens Räume
zu schaffen, in denen nicht mehr gekämpft wird und in denen humanitäre
Organisationen Zugang erhalten, dann wäre das ein ermutigender Schritt; das
wäre eine uns verhalten optimistisch stimmende Perspektive. Eine
tatsächliche Umsetzung der Vereinbarungen könnte dann endlich den Raum für
den politischen Prozess in Genf schaffen, ohne den es nach unserer festen
Überzeugung keine nachhaltige Deeskalation, keine nachhaltige
Stabilisierung der Lage geben kann. Astana soll also die Rahmenbedingungen
für die von der UN moderierten Gespräche über Verfassung und Transition
schaffen.

Zusatzfrage : Zwei Verständnisfragen:

Erstens. Unterstützt die Bundesregierung dieses Abkommen, Herr Seibert?

Zweitens. Wenn Sie den Iran für seine Rolle kritisieren - der Iran soll ja
die Einhaltung der Vereinbarungen beziehungsweise der Deeskalationszonen
überwachen -: Wer sollte das stattdessen machen?

StS Seibert: Ich habe ja für die Bundesregierung gesagt - und ich bin mir
sicher, die Sprecherin des Auswärtigen Amtes kann da auch noch etwas
hinzufügen -, dass wir, wenn es umgesetzt wird, darin ein verhalten
positives Zeichen sehen. Alles, was hilft, um den Menschen, die nun
wirklich seit fünf Jahren in der Hölle eines Bürgerkriegs leben, Ruhe zu
bringen, und was Versorgung zu ihnen durchlässt, ist zunächst einmal zu
begrüßen. Wir haben bisher aber nur die Unterzeichnung eines Memorandums in
Astana; wir haben noch nicht die Umsetzung dieser Deeskalationszonen am
Boden, die wir uns wünschen.

Adebahr: In Ergänzung dazu: Es sind eben wirklich auch noch viele Fragen
offen. Es kursieren auch noch verschiedene Versionen dieses Memorandums.
Einerseits soll bis Samstag schon ein Waffenstillstand umgesetzt werden,
andererseits sollen noch Arbeitsgruppen umgesetzt werden, die bis zum 4.
Juni an der Ausformulierung der Bedingungen für die vier Zonen in Syrien
weiterarbeiten.

Deshalb: Es sind noch viele Fragen offen. Grundsätzlich ist das eine
Entwicklung, die, wenn sie trägt, wenn sie mit dem politischen Prozess in
Genf verzahnt werden kann und wenn sie für die Menschen konkrete
Erleichterungen bringt, zu begrüßen wäre. Was das Auswärtige Amt jetzt tun
wird, ist, mit den Partnern in Genf und Vertretern der in Astana
vertretenen Länder zu sprechen, weitere Informationen über den Prozess und
über das Dokument einzuholen, zu schauen, wohin sich das entwickelt, und
dann auch zu entscheiden, wie und ob wir da unterstützend tätig werden
können.

Zusatzfrage : Können Sie bitte meine beiden Fragen beantworten?

StS Seibert: Ich meine, dass wir dazu für die Bundesregierung das gesagt
haben, was wir heute dazu sagen können.

Frage: Herr Flosdorff, "Spiegel ONLINE" zitiert wohl im Vorgriff auf ein
Gespräch mit der Ministerin, das heute Abend erst einmal im digitalen
"Spiegel" erscheinen soll, ein Moment der Selbstkritik. Frau von der Leyen
hat darauf hingewiesen, dass Sie im Bundesverteidigungsministerium eine
Vielzahl von wichtigen und drängenden Fragen zu klären haben - Krieg, 
IS-Terror, Krim/Ukraine usw. Kann man sagen, dass in der Beschäftigung mit
einer Vielzahl dieser durchaus existenziellen Fragen die Beobachtung und
Aufmerksamkeit in Bezug auf rechtsextremistische Tendenzen in der
Bundeswehr in den vergangenen Jahren gelitten hat beziehungsweise
vernachlässigt wurde?

Flosdorff: Ich kann bestätigen, dass es ein entsprechendes Zitat und auch
so eine Äußerung gibt. Die Ministerin hat in dieser Woche ja auch schon
verschiedentlich anklingen lassen, dass insbesondere unter den Ereignissen
der verschärften Sicherheitslage - Sie haben es ja alle in den letzten
Jahren mitbekommen -, angefangen vom IS über die Spannungen an der 
Nato-Ostflanke bis hin zu den neuen Erfordernissen, neuen Einsätzen etwa im Irak
oder in Mali, aber auch den großen Problemen mit unserem Material, die wir
haben, der wahnsinnig wichtigen Reform des Rüstungswesens, in das wir
Transparenz hineinbringen wollen, aber auch den Reformen des
Personalwesens, die wir angestoßen haben, um die Bundeswehr zu einem
besseren Arbeitgeber zu machen, der familienfreundlicher ist und mehr auf
die Bedürfnisse der Soldaten eingeht - - Diese ganzen Projekte waren große
Projekte, die sehr viel Kraft und Aufmerksamkeit gekostet haben, und es
stand - das sehen wir heute in der Rückschau kritisch - nicht im Fokus,
systematisch aufzuarbeiten, was unter der Oberfläche bei der Bundeswehr
latent an rechtsextremen Tendenzen vorhanden ist beziehungsweise was es an
bedenklichen verfassungsfeindlichen Einstellungen bei Soldaten gibt. Es
hätte vielleicht früher an der Stelle auch systematischer geforscht werden
müssen. Wir waren auch überrascht von den Ereignissen - und auch von der
Dichte und der Qualität der Ereignisse -, die wir in der vergangenen Woche
erlebt haben -h was die zutage geförderten Vorläufer betrifft, zu denen
irgendwo in den Strukturen der Bundeswehr Hinweise oder Informationen
vorhanden waren, sodass man schon Anfang des Jahres 2014 die rechtsextreme
Einstellung des Soldaten A. hätte erkennen können. Das hätte sich in dieser
Form und in dieser Dimension niemand vorstellen können. Insofern ist es
angebracht, hier auch eine kritische Rückwärtsbetrachtung anzustellen.

Zusatzfrage: Kann man zum jetzigen Zeitpunkt ausschließen, dass der
Beschuldigte A. in einem Kontext anderer Bundeswehrangehöriger solche Pläne
gehegt hat, oder kann man sagen, dass er schon absehbar als Einzeltäter
identifiziert ist?

Flosdorff: Das ist eine Frage, die die laufenden Ermittlungen betrifft, die
auch nicht ausschließlich in der Verantwortung der Bundeswehr laufen. Ich
bitte daher um Verständnis, dass ich Ihnen dazu keine detaillierten
Auskünfte geben kann.

Wir schließen hier gar nichts aus. Wir ermitteln natürlich auch für die
Bundeswehr sehr sorgfältig, was das Umfeld und mögliche Querverbindungen
auch innerhalb der Bundeswehr angeht, nicht nur am Standort Illkirch,
sondern auch über den Standort hinaus. Es gibt unterschiedlichste Ansätze
dafür, da genau hinzuschauen. Die Munitionsfunde sind natürlich ein
Ansatzpunkt, bei dem man über die Losnummern jetzt auch wieder irgendwie
nachverfolgen kann, welche Standorte betroffen sind und an welchen
Standorten diese Munition einmal ausgeliefert worden ist.

Das heißt, es gibt unterschiedliche Stränge, die jetzt noch untersucht
werden; dies ist nur ein Strang. Es gehen jeden Tag weitere Meldungen ein,
sowohl diesen Fall betreffend, aber auch andere Beobachtungen zum selben
Thema betreffend, die irgendwo in der Truppe gemacht werden. All das wird
den Untersuchungsgruppen zugeleitet, wird auch dem MAD zugeleitet und wird
den Innenbehörden zur Kenntnis gegeben. Wir stehen hier am Anfang eines
Prozesses, und ich bin jetzt noch nicht in der Lage und werde es lange
nicht sein, hier eine abschließende Aussage treffen zu können, die Sie von
mir jetzt gerade gewünscht haben.

StS Seibert: Ich möchte, wenn ich darf, zu diesem ganzen Themenkomplex vor
dem Hintergrund einiger Äußerungen der letzten Tage auch noch etwas sagen.
Bei der Bundeswehr ist durch die Ministerin jetzt ein sehr notwendiger
Prozess der Aufklärung und der Diskussion in Gang gesetzt worden. Es ist
schon befremdlich, dass diejenige, die ihrer Verantwortung entsprechend
alles daransetzt, zum Wohle der Truppe Fehler und Versäumnisse aufzuklären,
sich jetzt von mancher Seite Vorwürfen ausgesetzt sieht, statt unterstützt
zu werden. Die Ministerin tut genau das Richtige, wenn sie ermitteln lässt,
wo Fehler gemacht wurden, was das für die Arbeit in der Bundeswehr bedeutet
und was daraus für die Arbeit in der Bundeswehr zu lernen ist. Sie tut das,
gerade weil sie wie wir alle den täglichen Einsatz der Männer und Frauen in
der Bundeswehr hoch schätzt und mit großem Respekt sieht. Dabei hat
Ministerin von der Leyen, und das unterstreiche ich noch einmal, die volle
Unterstützung der Bundeskanzlerin und der ganzen Bundesregierung.

Frage: Nur zur Ergänzung gefragt, ohne eine Parallele ziehen zu wollen,
Herr Dimroth: Die Bundespolizei ist ebenfalls eine in sich geschlossene
Organisation. Hat das, was in diesem Fall über die Bundeswehr bekannt
geworden ist, in irgendeiner Weise Verdachtsfälle oder ähnlich gelagerte
Informationen in den Reihen der Bundespolizei hochkommen lassen, oder haben
Sie Anlass dafür gesehen, von sich aus zu schauen, ob es so etwas auch in
dieser Organisation gibt?

Dimroth: Vielen Dank für die Frage. Ich glaube tatsächlich, Ihre eingangs
gemachte Bemerkung ist hier schon recht maßgeblich: Ich glaube, eine
Vergleichbarkeit ist doch allenfalls nur in Teilen gegeben.
Nichtsdestotrotz ist das Thema "Extremismus, Extremismusbekämpfung und der
Umgang damit" insgesamt auch in der Bundespolizei ein Thema; das ist gar
keine Frage. Ich kann Ihnen aber von keinerlei vergleichbaren Fällen aus
der Bundespolizei berichten, die jedenfalls mir im Zusammenhang mit diesem
Sachverhalt oder auch ansonsten jetzt zur Kenntnis gelangt wären.

Frage: Ich würde gerne fragen, auch wenn es noch keine abschließenden
Erkenntnisse gibt, ob Sie noch mehr zu den Munitionsfunden sagen können.
Haben Sie schon irgendwelche Erkenntnisse darüber, wie der Soldat an die
Munition kommen konnte? Haben Sie dort Schwachstellen ausgemacht?

Flosdorff: Ich kann Ihnen über diese Sätze hinaus, die ich gesagt habe,
jetzt nichts sagen. Jetzt wird gerade zurückverfolgt. Wir haben die Nummern
der Munition gestern erhalten, und jetzt haben wir erst einmal die
Möglichkeit, die ganze Lieferkette, die Wege, die die Munition in der
Bundeswehr genommen hat, zurückzuverfolgen. Wenn dazu weitere Erkenntnisse
vorliegen und das auch in Abstimmung mit den anderen Ermittlungsbehörden
frei kommuniziert werden darf, dann werden wir darüber informieren.

Frage: Herr Dimroth, können Sie bestätigen, dass nach diesem Fall im BAMF
2000 Fälle, und zwar ausschließlich von Syrern und Afghanen, überprüft
werden? Warum sind es nur 2000 Fälle und nicht noch mehr?

Dimroth: Zunächst einmal ist das ja wenig überraschend. Wir hatten es am
Samstag bereits angekündigt, und der Minister selbst hat bekannt gegeben,
dass er das BAMF gebeten hat, eine entsprechende Untersuchung zu beginnen.
Wir hatten hier sowohl am vergangenen Freitag als auch am Mittwoch
Gelegenheit, darüber zu sprechen, und ich hatte sehr deutlich gemacht, dass
diese Untersuchung aus unserer Sicht eben auf zweierlei Ebenen stattfinden
muss und auch wird. Das eine betrifft sämtliche Sachverhalte, an denen
diejenigen, die für diese Fehlentscheidung Verantwortung tragen, beteiligt
waren; das heißt, Dolmetscher, Anhörer und Entscheider der Entscheidung,
über die wir hier reden. Ausnahmslos alle Fälle und alle Verfahren, an
denen diese beteiligt waren, werden angeschaut, um festzustellen, ob es
dort möglicherweise vergleichbare Fehler gab, die sich auch in
entsprechenden Entscheidungen niedergeschlagen haben.

Daneben war es dem Minister sehr wichtig, zu erheben, ob es möglicherweise
darüber hinaus - wofür es bis heute keine Anhaltspunkte gibt, aber dennoch
ist der Fall natürlich Anlass zur Sorge - auch systemische Mängel gibt, die
sich möglicherweise auch in anderen vergleichbaren Sachverhalten
niederschlagen. Da ist genau das richtig, was Sie sagten: Es werden 2000
Fälle - ich finde, das ist eine große Zahl; das bedeutet einen nicht
unerheblichen Aufwand, einen nicht unerheblichen Personaleinsatz beim BAMF -
 in einem ersten Verfahren, in einer ersten Stufe stichprobenartig
angeschaut, um eben zu sehen, ob es möglicherweise Dinge gibt, die sich
unisono in vergleichbaren oder ähnlich gelagerten Fällen wiederfinden, und
um dann entsprechende Konsequenzen ergreifen zu können. Selbstverständlich
könnte eine mögliche Konsequenz auch sein, dass man sich weitere Fälle
anschauen muss. Aber es ist ja geradezu dem Stichprobenverfahren
innewohnend, dass man zunächst einmal mit einer bestimmten Anzahl beginnt,
sich diese in einer möglichst breiten Form anschaut, sodass man ein
möglichst vollständiges Bild erhält, und dann auf
 Grundlage der Ergebnisse solcher Untersuchungen gegebenenfalls
Konsequenzen zieht.

Frage: Habe ich es richtig verstanden, dass sich diese Zahl 2000 auf diese
Fälle bezieht, an denen Personen beteiligt waren, die eben auch an dem Fall
des Oberleutnants beteiligt waren? Sie hatten nämlich auch gesagt, dass es
eine anlasslose Überprüfung nicht geben könne. Sind diese Personen also der
Anlass, und der Anlass an sich, also eben dieser Fall des Oberleutnants,
würde nicht ausreichen, um weitere Fälle zu untersuchen, an denen diese
Personen gar nicht beteiligt gewesen sind?

Dimroth: Nein, das haben Sie nicht richtig verstanden. Es sind zwei
unterschiedliche Sachverhalte, die hier in Betracht gezogen werden. Das
eine sind sämtliche Fälle, für die diejenigen, die an dieser hier in Rede
stehenden Entscheidung beteiligt waren, Verantwortung tragen. Die kann ich
nicht beziffern. Man schaut sich eben alle an, an denen die Beteiligten
mitgewirkt haben, weil dieser Fall in seiner Krassheit - so hat es der
Minister formuliert, und so habe ich es gestern auch formuliert - eben
Anlass dazu gibt, nachzuschauen, ob diejenigen, die hier tätig waren,
möglicherweise auch in anderen Fällen Fehler gemacht haben. Das ist der
eine Teil des Sachverhalts.

Der andere Teil des Sachverhalts ist, dass wir uns stichprobenartig aus
Anlass des jetzt bekannt gewordenen Falles insgesamt 2000 Sachverhalte
anschauen, insbesondere aus dem Zeitraum von Anfang 2016 bis April 2017, um
Erkenntnisse darüber zu erlangen, ob es eben möglicherweise systemische
Mängel gibt, die sich in anderen Fällen niederschlagen und an denen
Menschen beteiligt waren, die an dem hier in Rede stehenden Verfahren
gerade nicht beteiligt waren.

Zu der von Ihnen gemachten Bemerkung zu der Frage der rechtlichen
Zulässigkeit: Wir wurden hier ja immer mit der Forderung konfrontiert,
anlasslos sämtliche Entscheidungen des BAMF noch einmal aufzuschnüren und
anzufassen. Darin sehe ich einen großen Unterschied zu der Frage, ob man
sich aus Anlass eines Sachverhalts, der eine Ausnahmerolle spielt, was vor
allem sozusagen den Umfang und die Art der dort aufgetretenen Fehler
betrifft, Stichproben anschaut. Ich denke, umgekehrt ist es richtig: Es ist
geradezu geboten, das zu tun, um eben möglichst Erkenntnisse darüber zu
erhalten, ob es sich tatsächlich um einen krassen Einzelfall handelt, wovon
wir bis jetzt ausgehen müssen, oder ob dabei eben doch darüber hinaus Dinge
eine Ursache gewesen sind, die möglicherweise auch für andere Verfahren
eine Rolle gespielt haben, um dann - noch einmal! - möglichst zügig die
entsprechenden Konsequenzen zu ziehen.

Zusatzfrage: Mich würde interessieren, welche Konsequenzen das sein
könnten. Könnte das auch darauf hinauslaufen, dass rechtskräftige
Entscheide zurückgenommen werden?

Dimroth: Das ist jetzt eine sehr hypothetische Frage; denn der rechtliche
Handlungsspielraum, der dort gegeben ist, ist nicht uferlos. Es handelt
sich hierbei um einen begünstigenden Verwaltungsakt. Da sieht das
Verwaltungsverfahrensrecht bestimmte Regeln dafür vor, wann, unter welchen
Umständen, mit welchen Fristen und mit welcher Konsequenz solche
Entscheidungen zurückgenommen werden können. Beispielsweise, ohne jetzt mit
Ihnen in eine vertiefte Subsumtion zu gehen, kann das Verhalten desjenigen,
der Antragsteller und dann Empfänger eines begünstigenden Bescheides war,
eine Rolle spielen, also insbesondere beispielsweise eine Täuschung, aber
das lässt sich nicht pauschal beantworten. In diesem Fall, der hier in Rede
steht, gehen wir davon aus, dass der betroffene Verwaltungsakt nichtig ist.
Das heißt, aus dem Juristendeutsch übersetzt: Die Rechtswidrigkeit ist ihm
auf die Stirn geschrieben.

Frage: Herr Dimroth, können Sie noch einmal sagen, welche Herkunftsländer
vom BAMF genau angeschaut werden? Können Sie das aufgliedern? Nach welchen
Kriterien stellen Sie da welche Fragen?

Dimroth: Zunächst einmal gilt, sozusagen vor die Klammer gezogen, ohnehin
und in jedem Einzelfall, dass immer dann, wenn Zweifel am Zustandekommen
oder an der Rechtmäßigkeit solcher Bescheide bestehen, die noch einmal
angeschaut werden. Das hat sozusagen nichts mit diesem konkreten
Sachverhalt zu tun, sondern das ist das tägliche Tun im BAMF, das
Qualitätsmanagement, das ohnehin etabliert ist.

Wir haben jetzt diesen konkreten Fall zum Anlass dafür genommen - ich
wiederhole mich -, zum einen das BAMF zu bitten, sich sämtliche Bescheide
und Verfahren anzuschauen, bei denen die Beteiligten eine Rolle gespielt
haben, und sich daneben stichprobenartig insgesamt 2000 Fälle aus den
Herkunftsländern Syrien und Afghanistan anzuschauen, die schon beschieden
sind, um daraus möglicherweise Rückschlüsse zu ziehen, die eben über diesen
hier in Rede stehenden Einzelfall und die an diesem Einzelfall Beteiligten
hinausgehen.

Frage: Herr Hille, es ist ja so, dass deutsche Airlines seit der
vergangenen Woche Piloten auf Alkohol und Drogen testen müssen. Das müssen
sie in Eigenregie tun. Auswärtige oder ausländische Airlines dagegen müssen
das nicht in Eigenregie tun; da macht das das Luftfahrt-Bundesamt. Wieso
diese Unterscheidung?

Hille: Diese Unterscheidung, wie Sie sie schildern, ist mir nicht bekannt.
Auch dazu sage ich noch einmal zwei, drei einordnende Sätze: Nach dem
tragischen Germanwings-Unglück hat sich die Taskforce Airline Safety ja mit
all diesen Fragen beschäftigt, damit, was wir bei unserem eh schon sehr
hohen Sicherheitsniveau möglicherweise noch verbessern können, was
Kontrollen der Airlines und der Piloten angeht. Dann sind - ich will jetzt
nicht alle kleinen Entscheidungen referieren - zwei grundsätzliche
Entscheidungen getroffen worden: Es gibt zum einen Kontrollen, die das
Luftfahrt-Bundesamt durchführt, und es gibt die Verpflichtung, dass die
Airlines selbst dafür sorgen müssen, dass die Piloten in ihren Maschinen
flugtauglich sind. Diese Kontrollen, zu denen die Airlines verpflichtet
sind - das ist der Termin, den Sie gerade genannt haben -, werden vom
Luftfahrt-Bundesamt natürlich überwacht, sodass ich nicht weiß, auf was für
eine Differenzierung Sie sich da berufen.

Zusatzfrage: Ausländische Gesellschaften sind davon ja aber nicht
betroffen. Die müssen diese Tests, glaube ich, nicht durchführen. Ist das
richtig?

Hille: Das ist meines Wissens nicht richtig.

Zusatzfrage: Diese Tests auf Alkohol und Drogen sind ja bei Toxikologen
recht umstritten. Deswegen sagt die Pilotengewerkschaft Vereinigung Cockpit
jetzt, dass die Piloten damit im Grunde genommen unter Generalverdacht
gestellt werden. Können Sie diese Kritik nachvollziehen?

Hille: Soweit ich diese Debatte überblicke, geht es den Gewerkschaften,
unter anderem der Vereinigung Cockpit, grundsätzlich darum, dass sie in den
Prozess, wie die Airlines diese Kontrollen gestalten, eingebunden werden.
Dabei geht es auch um Anlaufstellen für Piloten, wenn es Zweifelsfälle
gibt.

Dass ich hier jetzt mit Ihnen nicht in die Details der Tests einsteige und
sage, welche Substanzen wie getestet werden, versteht sich, denke ich. Denn
das Ganze lebt auch davon, dass es eine abschreckende Wirkung gibt. Wenn
aber klar ist, welche Verfahren wie und wo durchgeführt werden, dann lässt
das Rückschlüsse zu. Das ist ähnlich wie bei der Polizei.

Frage: Das BMUB lässt derzeit überprüfen, ob die Brennelementefabrik in
Lingen geschlossen werden kann, weil Rechtsexpertisen Ihres Hauses zu dem
Ergebnis kamen, das sei der einzige Weg, um die Lieferung deutscher
Brennelemente an die belgischen Schrottreaktoren zu verhindern.

Wie weit sind Sie in diesem Prüfungsprozess? Welche Tendenz gibt es? Gibt
es möglicherweise noch vor der Landtagswahl in NRW, wo das Thema eine Rolle
spielt, Ergebnisse?

Haufe: Vielen Dank für die Frage. Die Prüfung läuft. Ich kann Ihnen zum
jetzigen Zeitpunkt keine weiteren Details dazu nennen. Ich kann Ihnen heute
auch zum Zeitpunkt nichts sagen.

Zusatzfrage: Kommt das Ergebnis aber noch vor der Sommerpause? Eine solche
Prüfung kann ja nicht endlos dauern.

Haufe: Ich würde mich jetzt gar nicht festlegen wollen, wann wir das
Ergebnis liefern werden. Wir werden es liefern, das ist gar keine Frage.
Dieses Ergebnis - Sie haben das Bundesland Nordrhein-Westfalen angesprochen
- interessiert die Öffentlichkeit sehr. Ich kann Ihnen aber heute keine
Voraussagen machen und auch nicht komplett vorhersehen, wie der Prozess
genau läuft.

Frage : Herr Seibert, ich möchte noch einmal zur Flüchtlingspolitik der EU
und damit auch zur Flüchtlingspolitik der Bundesregierung kommen. Sie wurde
vom Papst vor ein paar Tagen scharf kritisiert. Es geht insbesondere um die
Lage in den griechischen Registrierzentren, den sogenannten Hotspots, für
die sich auch die Bundesregierung in den letzten beiden Jahren eingesetzt
hat. Der Papst vergleicht die Situation mit dem Wort "Konzentrationslager".
Wie bewertet die Bundesregierung diese Äußerung?

StS Seibert: Was die Bundesregierung grundsätzlich zum Vergleich aktueller
Zusammenhänge mit den Gräueln des Nationalsozialismus denkt, habe ich hier
bei anderer Gelegenheit ausgeführt. Darauf muss ich, denke ich, nicht noch
einmal eingehen.

Ich will nur grundsätzlich sagen, dass die Politik, die die Bundesregierung
sowohl hier in Deutschland als auch in internationalen Zusammenhängen
verfolgt, eine Politik der Humanität ist und eine Politik, die das Leben
und die Interessen der Flüchtlinge im Blick hat.

Zusatzfrage : Sie sagen, Sie befolgen eine Politik der Humanität. Das
Internationale Auschwitz Komitee hält den Vergleich für legitim.
Dementsprechend weiß ich nicht, ob es zusammenpasst, wenn Sie von einer
Politik der Humanität sprechen und der Papst Konzentrationslager anmahnt.
Sind das keine Alarmglocken für die Bundesregierung?

StS Seibert: Ich habe dazu nichts weiter zu sagen, auch wenn Sie noch
weitere Zitate anführen. Ob Sie das EU-Türkei-Flüchtlingsabkommen nehmen
oder unsere Bemühungen um die Bekämpfung von Fluchtursachen in den
Herkunfts- und Transitländern, so werden Sie überall Maßnahmen sehen, die
humanitär unterlegt sind, die verhindern sollen, dass sich Flüchtlinge
gewissenlosen Schlepperkriminellen anvertrauen, die dazu beitragen sollen,
dass Menschen nicht mehr auf dem Mittelmeer ertrinken, und die in den
Ländern, in denen sich Flüchtlinge aufhalten, für bessere Lebensbedingungen
für Flüchtlinge sorgen sollen.

Frage : Herr Seibert, ich möchte Sie auf das Thema Türkei ansprechen. Der
SPD-Kanzlerkandidat hat sich für den möglichen Fall eines Referendums in
der Türkei über die Wiedereinführung der Todesstrafe Gedanken darüber
gemacht, wie das hier bei uns ablaufen könnte, und davon gesprochen, dass
so etwas hier undenkbar wäre. Was sagt denn die Bundesregierung dazu?

StS Seibert: Ganz grundsätzlich: Wenn ein anderer Staat hier in Deutschland
in seinen Botschaften oder in seinen Konsulaten Wahlen oder Abstimmungen
durchführen will, dann ist das genehmigungspflichtig. Es bedarf eines
Antrags. Dieser wird dann vom Auswärtigen Amt namens der Bundesregierung in
Form einer Verbalnote beschieden. So ist es ja bei dem türkischen
Verfassungsreferendum vor wenigen Wochen gelaufen.

Es gibt keine Pflicht, einem solchen Antrag zuzustimmen. Das heißt, die
Bundesregierung kann ihre Genehmigung verweigern. Sie kann eine Abstimmung
hier in Deutschland untersagen.

Nun gibt es gar keinen Antrag der Türkei auf Abstimmung über die
Todesstrafe. Deshalb ist das eine hypothetische Frage, und solche
beantworte ich üblicherweise nicht. Ich will jedoch sagen: Käme ein solcher
Antrag, würden die Zuständigen in der Bundesregierung das natürlich
gemeinsam beraten. - Ich will auch sagen: Es ist politisch nicht
vorstellbar, dass wir einer solchen Abstimmung in Deutschland über eine
Maßnahme, die unserem Grundgesetz und europäischen Werten klar
widerspricht, zustimmen würden. Ich gehe davon aus, dass wir unsere
rechtlichen Mittel, so etwas zu untersagen, ausschöpfen würden.

Adebahr: Gern kann ich für das Auswärtige Amt hinzufügen, dass das aus
unserer Sicht voll zu unterstreichen ist und dass sie natürlich davon
ausgehen dürfen, dass die Äußerung des Kanzlerkandidaten Schulz - das stand
auch so in den Tickern - mit dem Bundesaußenminister koordiniert und
abgesprochen war.

Frage : Was gibt es Neues im Fall von Deniz Yücel?

Adebahr: Leider gibt es keinen neuen Stand, den ich vermelden könnte. Wir
arbeiten weiter mit den türkischen Behörden daran, konsularischen Zugang zu
bekommen, und versuchen weiterhin unser Möglichstes, um Herrn Yücel dort zu
betreuen und seine Haftbedingungen zu verbessern. Aber leider gibt es
keinen neuen Stand im Vergleich zur vorangegangenen Bundespressekonferenz.

Zusatzfrage : Es ist ja doch ein neuer Stand, wenn Sie sagen, Sie arbeiten
gemeinsam mit türkischen Behörden daran. In den vergangenen Tagen und
Wochen hieß es ja immer, dass genau diese nichts machen und Sie darüber
verärgert sind.

Adebahr: Ich wollte sagen, dass wir mit den türkischen Behörden, im
Gespräch mit den türkischen Behörden daran arbeiten, dass wir den Zugang
bekommen. Natürlich ist das ein - - -

Zusatzfrage : Sie sagen denen also: "Wir wollen den Zugang", und die sagen
was?

Adebahr: Es ist nach wie vor ein schwieriger Dialog. Das wollte ich nicht
anders dargestellt wissen. Aber wir arbeiten weiterhin daran, den Zugang zu
bekommen.

Zusatzfrage : Ich möchte zur Gibraltarfrage kommen. Frau Adebahr, können
Sie uns die Haltung der Bundesregierung zur territorialen Souveränität
Gibraltars mitteilen? Ist Gibraltar, wenn Großbritannien mit dem Brexit aus
der EU ausscheidet, damit auch raus? Denn es gab in den letzten Wochen
immer wieder Nickeligkeiten, dass spanische Schiffe in Hoheitsgewässer von
Gibraltar eingedrungen sind. Die Spanier erkennen ja zum Beispiel die
Hoheitsgebiete Gibraltars nicht an. Welche Haltung hat die Bundesregierung
in der Gibraltarfrage?

Adebahr: Spielen Sie darauf an, dass das in den Verhandlungslinien für den
anstehenden Brexit eine Erwähnung fand?

Zusatz : Es gab in den letzten Wochen ja auch tatsächliche Geschehnisse.

Adebahr: Die völkerrechtliche Haltung der Bundesregierung zu Gibraltar ist
unverändert.

Was die Brexit-Verhandlungen angeht, müssen wir einfach sehen, dass es
dabei sehr schwierige und komplexe Fragen - auch auf anderen Gebieten - zu
lösen gilt, die wir dann gemeinsam in den Verhandlungen mit Großbritannien
angehen müssen.

Wenn Sie dazu genauere Fragen haben, kann ich gern versuchen, das
nachzureichen.

Zusatzfrage : Möchte die Bundesregierung, dass Gibraltar in der EU bleibt?
Denn darum geht es in den Brexit-Verhandlungen ja unter anderem auch: Was
passiert mit Gibraltar? - Welche Position hat die Bundesregierung?

Adebahr: Die Haltung der Bundesregierung zu Gibraltar ist unverändert.

Zuruf : Sie ist welche?

Adebahr: Das kann ich gern nachreichen.

Zusatzfrage : Sie wissen es nicht, aber sie ist unverändert?

Adebahr: Durch den Einsatz der Brexit-Verhandlungen hat sich keine
Veränderung der deutschen Politik ergeben.

Freitag, 5. Mai 2017
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ASYL/1159: Fünf Landesflüchtlingsräte fordern ein Aufenthaltsrecht für auszubildende Geflüchtete (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - Pressemitteilung vom 5. Mai 2017

Sicheren Aufenthalt für auszubildende Geflüchtete schaffen!



In einem Positionspapier zur sog. "Ausbildungsduldung" oder auch
"3+2-Regelung" genannt, fordern der Flüchtlingsrat Niedersachsen sowie die
Landesflüchtlingsräte Berlin, Brandenburg, Hessen und Sachsen
Aufenthaltserlaubnisse für Flüchtlinge in Ausbildung sowie mit
Ausbildungszusage.

Die derzeitige Regelung ermöglicht lediglich einen Anspruch auf Duldung
während der Ausbildung. Bei einer verbindlichen Zusage eines
Ausbildungsplatzes vor Beginn der Ausbildung wird eine Duldung lediglich
nach Ermessen erteilt. Nach Ansicht der Flüchtlingsräte braucht es
stattdessen ein Aufenthaltsrecht, dass eine Aufenthaltserlaubnis für
Auszubildende vorsieht. Nur so würde der ursprünglichen Intention des
Gesetzgebers Rechnung getragen. Die "Ausbildungduldung" wird inzwischen
faktisch zu Gunsten einer restriktiven Flüchtlingspolitik von einzelnen
Landesregierungen ausgehebelt. Berechenbarkeit von Recht und Gesetz sieht
jedoch anders aus.

Die im Integrationsgesetz 2016 verabschiedete, so genannte
"Ausbildungsduldung" kann in ihrem Kern nicht funktionieren. Denn als
Duldung setzt die Regelung lediglich die Abschiebung aus. In der Folge
bewerten einige Bundesländer oder gar einzelne Ausländerbehörden den
politischen Willen zu hohen Abschiebezahlen höher als
Integrationsbemühungen - höher als die Bestrebungen von Arbeitgeber:innen,
Fachkräfte zu gewinnen. Zwar setzt die niedersächsische Landesregierung
über einen Erlass die sog. "3+2-Regelung" im Vergleich zu vielen anderen
Bundesländern wenig restriktiv und im Sinne des Gesetzgebers um, nichts
desto trotz kommt es in der Praxis immer wieder zu Verunsicherungen sowohl
auf Seiten der Flüchtlinge als auch auf Seiten der Ausbildungsbetriebe bzw.
-einrichtungen.

Es ist daher an der Zeit, den halbherzigen Versuch, geflüchtete Menschen in
Ausbildung zu bringen, durch eine klare Rechtslage zu korrigieren.

In ihrem Positionspapier skizzieren die Flüchtlingsräte die in der Praxis
auftretenden und offensichtlich werdenden Unzulänglichkeiten der
gegenwärtigen "3+2-Regelung". Politische Vorgaben einiger Landesregierungen
führen dazu, dass die Intention der Ausbildungsduldung unterlaufen wird.
Nach Ansicht des Flüchtlingsrates Niedersachsen sind die politischen und
gesellschaftlichen Voraussetzungen gegeben, um eine gesetzliche Regelung
umzusetzen, die sowohl den Flüchtlingen als auch den Ausbildungsbetrieben
Rechtssicherheit gibt.

Das Positionspapier mit der Bitte um Unterstützung einer eindeutigen
gesetzlichen Bleiberechtsregelung für Flüchtlinge in Ausbildung geht an die
niedersächsische Landesregierung, niedersächsische Bundestagsabgeordnete
und weitere Arbeitsmarktakteure wie Kammern und Gewerkschaften.

 * 

05. Mai 2017

Positionspapier und Appell der Landesflüchtlingsräte
in Niedersachsen, Berlin, Brandenburg, Hessen und Sachsen

Aufenthaltserlaubnis statt Ausbildungsduldung - Lernen aus den Hürden
der Praxis

Die unterzeichnenden Flüchtlingsräte setzen sich für eine effektive
Arbeitsmarktintegration von nach Deutschland geflohenen Menschen ein, und
setzen dies in verschiedener Weise um.

Ziel ist es, Menschen mit Aufenthaltsgestattung, Duldung oder
Aufenthaltserlaubnis mit Zugang zum Arbeitsmarkt, aber unabhängig von ihrem
Herkunftsland bei der Integration in Arbeit, Ausbildung oder bei der
Erlangung eines Schulabschlusses zu unterstützen. Die Identifizierung von
strukturellen Problemen und Maßnahmen zur Strukturverbesserung gehören zu
unserem Aufgabenprofil, um die Arbeitsmarktintegration der Zielgruppe zu
erreichen und Ausbildungs- bzw. Beschäftigungsverhältnisse zu
stabilisieren.

Die "so genannte" Ausbildungsduldung

Am 6. August 2016 wurde die sogenannte Ausbildungsduldung - auch
Anspruchsduldung oder 3+2-Regelung genannt - eingeführt (mit in Kraft
treten der gesetzlichen Regelung des Aufenthaltsgesetzes § 60 a Abs. 2
Satz 4ff). Diese Ausbildungsduldung sollte abgelehnten Asylsuchenden und
geduldeten Ausländer*innen, welche bereits in Ausbildung sind oder eine
solche konkret anstreben, eine Bleibeperspektive in Deutschland eröffnen.
Eine Intention, die insbesondere aus humanitären Gründen begrüßenswert ist.
Eine Forderung der Unternehmen sollte hier erfüllt werden: mehr
Planungs- und Rechtssicherheit bei der Ausbildung von Geflüchteten zu
gewährleisten.

Probleme in der Umsetzung

Leider wird die angestrebte Zielsetzung durch die derzeitige Form und
Umsetzung der Ausbildungsduldung nicht flächendeckend erreicht. Die
Innenministerien der Bundesländer kommen zu teils sehr unterschiedlichen
rechtlichen Interpretationen und daraus abgeleiteten Umsetzungsanweisungen
an die Behörden. Eine restriktive Auslegung der Regelung durch
Ländererlasse, aber auch deutlich selektive Zulassungskriterien durch
Ausländerbehörden lassen die Regelung oftmals ins Leere laufen und
widersprechen deren politischer Intention (wie etwa in
Bayern).

Darüber hinaus werden bei der Erteilung einer Beschäftigungserlaubnis, die
der Erteilung der Ausbildungsduldung vorausgeht, zunehmend Versagungsgründe
wie aufenthaltsbeendende Maßnahmen (AufenthG § 60a Abs. 2 Satz 4) oder
ein Arbeitsverbot (AufenthG § 60a Abs.6) als primäre
Entscheidungskriterien genutzt, um damit den Zugang zur Ausbildungsduldung
zu verhindern. Im Gesetz ist zwar ein Ermessen hinsichtlich der Erteilung
der Beschäftigungserlaubnis seitens der Ausländerbehörde vorgesehen (§
4 Abs. 2 Satz 3 AufenthG), der Gesetzgeber intendierte mit der
Ausbildungsduldung aber das Schaffen von Planungs- und Rechtssicherheit.
Wenn das Ermessen "beliebig" ausgeübt wird, wird diese Intention
unterlaufen. 

Manche Bundesländer hingegen machen bei der Frage, wann
aufenthaltsbeende Maßnahmen konkret bevorstehen, weniger restriktive
Vorgaben. Und auch der wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages
stellt fest, dass im Sinne der Regelung mit einer "...
Vorbereitungsmaßnahme (für eine Abschiebung) die tatsächliche
Aufenthaltsbeendigung nicht nur eingeleitet, sondern auch absehbar wird."
Gemeint ist, dass es eindeutiger Vorbereitungshandlungen im Hinblick auf
eine Abschiebung bedarf, damit eine Aufenthaltsbeendigung als "absehbar"
gilt und ein Ablehnungsbescheid nicht als abschiebevorbereitende Maßnahme
zu interpretieren ist.

Rechtlich unklar ist zudem, ab welchem Zeitpunkt im Kontext der Regelung
eine Ausbildung beginnen kann bzw. muss. Für die Wartezeit, die sich aus
dem unterschiedlichen Beginn von Ausbildungen ergeben, gibt es die
Möglichkeit, eine so genannte "Ermessensduldung" zu erteilen. Auch hier ist
die Regelungspraxis quasi von Bundesland zu Bundesland und auch noch von
Ausländerbehörde zu Ausländerbehörde unterschiedlich. Einige Bundesländer
wie Niedersachsen oder Thüringen passen ihre Regelungen an die
Rahmenbedingungen der Ausbildungsgänge an und verpflichten auch bei
einer längeren Wartezeit die Erteilung einer Ermessensduldung nach §
60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG. Andere Bundesländer legen hingegen Maßstäbe an, die den Strukturen des
Ausbildungsmarktes nicht entsprechen und schließen damit viele eigentlich
Begünstigte von dieser Bleiberechtsregelung aus.

Grotesk wirkt es schließlich, dass die Bundesagentur für Arbeit mit einem
internen Hinweis an die Regionaldirektionen bereits in Ausbildung
befindlichen Asylsuchenden einen unverzüglichen Zugang zur
Ausbildungsförderung, insbesondere zur Berufsausbildungsbeihilfe, versagt,
sofern die Personen nicht aus den "Top 6" Herkunftsländern (Eritrea, Irak,
Iran, Somalia, Syrien und Jemen) kommen. Hier wird tatsächlich unterstellt,
dass bei diesen Auszubildenden kein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt
zu erwarten sei. Damit wird der Regelung des § 60 a Abs. 2 Satz 4ff
zur Anspruchsduldung fulminant widersprochen.

Insgesamt erleben wir eine Verwaltungspraxis, die - zum Teil in
rechtswidriger Weise - die Abschiebediktion deutlich höher bewertet, als
das Bemühen um Integration. So werden Asylsuchende, die bereits während des
Asylverfahrens in einer Ausbildung waren, nach negativem Abschluss ihres
Asylgesuches trotz der genannten Regelung aus der Ausbildung herausgerissen
und - wenn dann möglich - abgeschoben. Solches Vorgehen stellt nicht nur
einen inhumanen Akt dar, sondern zeigt, dass trotz gegenteiliger
Interessensbekundung die 3+2-Regelung im Bundesintegrationsgesetz die damit
versprochene Sicherheit für Betroffene und deren Ausbildungsbetriebe nicht
gewährleistet.

Insgesamt zeigt sich, dass die Konstruktion einer Ausbildungsduldung in der
Praxis vielen Interpretationsmöglichkeiten Raum gibt und der Wille des
Gesetzgebers, nämlich mehr Planungs- und Rechtssicherheit für die
Auszubildenden und ihre Ausbildungsbetriebe bezüglich des Status ihres
Auszubildenden zu schaffen, nicht erreicht wird. Vielmehr werden auch hier
entgegenwirkend Ermessensspielräume eröffnet, um jeweilige Positionen
durchzusetzen. Das geht diametral am Willen des Gesetzgebers vorbei. Die
Verwaltungspraxis kommt einem Ermessensmissbrauch gleich, womit
Sinn und Zweck der vom Gesetzgeber normierten Anspruchsduldung ignoriert
werden.

Lösungsvorschlag

Eine Lösung dieser Problemstellungen wird es nicht geben, solange die
Ausbildung selbst unter dem ordnungsrechtlichen Edikt einer "Aussetzung der
Abschiebung" (- Duldung) steht. Ein politisch offenbar mehrheitsfähiger
Wunsch, Menschen in Ausbildung eine Bleibeperspektive in Deutschland
zu ermöglichen, kann nur dann umgesetzt werden, wenn diesen Menschen
bereits in der Ausbildung auch tatsächlich ein Aufenthaltsrecht eingeräumt
wird. Das kann beispielsweise durch die Einführung einer den §§
25 a und b AufenthG nachgebildeten Aufenthaltserlaubnis geschehen.

Appell

In diesem Sinne appellieren die unterzeichnenden Flüchtlingsräte an ihre
jeweilige Landesregierung sowie an Bundestagsabgeordnete, sich für ein
Aufenthaltsrecht zur Ausbildung einzusetzen. Damit würde rechtlich wie
administrativ den betroffenen Menschen eine echte und vertrauenswürdige
Grundlage für ihr weiteres Leben angeboten. Gleichzeitig würde den
Betrieben bei der Ausbildung von Schutzsuchenden ein Großteil der
Auseinandersetzungen mit Behörden erspart bleiben und ihnen echte
Planungssicherheit geboten.

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Hessischer Flüchtlingsrat e.V.

Flüchtlingsrat Brandenburg e.V.

Flüchtlingsrat Berlin e.V..

Sächsischer Flüchtlingsrat e.V.

 * 
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INTERVIEW/357: Gegenwartskapitalismus - Emanzipation und Demokratie für alle ...    Fawza Yusuf im Gespräch (SB)


Die Demokratische Föderation Nordsyrien ist eine basisdemokratisch und
multiethnisch verfaßte Entität innerhalb des Staates Syrien, die aus den
kurdisch dominierten, als Rojava bekannten Kantonen Cizire, Kobane und Afrin
hervorgegangen ist. Dem Selbstverständnis ihrer Begründerinnen und Begründer
zufolge handelt es sich um das Modell eines dezentralisierten demokratischen Landes,
dessen föderalistischer Entwurf sich durchaus für weitere Gebiete Syriens und
der Region eigne. Auf der Konferenz "Die kapitalistische Moderne herausfordern
III", die vom 14. bis 16. April an der Universität Hamburg stattfand, beantwortete
die Kovorsitzende des Exekutivrates der Demokratischen Föderation
Nordsyrien, Fawza Yusuf, dem Schattenblick einige Fragen.




[image: Bei einem Vortrag auf der Konferenz - Foto: © 2017 by Schattenblick]

Fawza Yusuf

Foto: © 2017 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Frau Yusuf, könnten Sie etwas zur institutionellen
Verankerung Ihres Amtes als Kovorsitzende des Exekutivrates der Demokratischen
Föderation Nordsyrien sagen?

Fawza Yusuf (FY): Am 17. März 2016 ist der Konstituierende Rat für den Aufbau
eines demokratischen Syriens gegründet worden. Teil dieses Rates war eine
Kommission, die den Gesellschaftsvertrag für die Region Rojava ausarbeiten
sollte. Ich war verantwortlich für diese Kommission. Nach der Ausarbeitung haben
wir beschlossen, mit den unterschiedlichen Fachbereichen, aber auch mit allen
gesellschaftlichen Ethnien und Gruppen über diesen Gesellschaftsvertrag zu
diskutieren. Vom 27. bis 29. Dezember letzten Jahres wurde der zweite Entwurf
dem hauptverantwortlichen Vorstand vorgelegt, um alle weiteren Schritte zu
organisieren. Zwei Personen - ich als kurdische Vertreterin und ein Mann von den
Assyrern - wurden für diese Aufgabe gewählt. Ich selbst bin sowohl Teil der
Frauenbewegung Kongreya Star als auch der Bewegung für eine Demokratische
Gesellschaft (TEV-DEM).

SB: Hier in Deutschland ist Rojava im wesentlichen bekannt als ein kurdisches
Projekt. Wie ist das Verhältnis zu den arabischen, assyrischen und anderen
Bewohnern des Gebiets? Überwiegt die jeweilige nationale Zugehörigkeit oder mehr
das gemeinsame Projekt der Demokratischen Föderation?

FY: Gerade der Gesellschaftsvertrag ist ja ein Gemeinschaftsprojekt und kein
Projekt von nur einem Volk, sondern alle Völker und Gruppen, die vor Ort leben,
sind darin vertreten. Und insofern ist es ein gemeinsames Projekt. Zum
Verständnis muß man die Grundlage, auf der alles aufbaut, verstehen. Es geht
darum, eine demokratische Nation zu entwickeln, und dieser Prozeß hält natürlich
noch an. Es geht nicht darum, neue Mehrheiten zu schaffen oder
Mehrheitsabstimmungen zu organisieren. Das grundlegende Prinzip in allen
Bereichen ist, die Diskussion so lange zu führen, bis ein Konsens gefunden wird.

SB: Die kurdische Bewegung hat große Fortschritte damit gemacht,
Frauenrechte in einer patriarchalischen Gesellschaft durchzusetzen.
Wie ist das Verhältnis der arabischen und assyrischen Bevölkerung zu
dieser Art von Entwicklung, gibt es eher Probleme oder Zuspruch?

FY: Von seiten der assyrischen Frauen hat es von Anfang an eine große
Unterstützung und Annäherung gegeben. So gibt es in der Frauenbewegung
Akademien, in denen regelmäßig Bildungsprogramme durchgeführt werden. Die
Assyrerinnen haben sogar selber vorgeschlagen, Teil der Frauenbewegung - damals
Yekitiya Star, heute Kongreya Star - zu werden. Das dort erworbene Wissen tragen
sie jetzt in ihre eigene Gesellschaft zurück. In den arabischen Regionen hat man
nun angefangen, Frauenhäuser aufzubauen. Das sind sowohl Bildungs- als auch
Problemlösungszentren für die Gesellschaft, was sehr wichtig ist, da es sehr
viele Schwierigkeiten in der arabischen Gesellschaft für Frauen gibt.

SB: Das Konzept der Jineologie könnte man im größeren Zusammenhang als ein
feministisches Projekt begreifen, auch wenn der Begriff als solcher für viele
Leute nicht einfach zu verstehen ist. Warum wurde dieser Weg gewählt, um das
Thema der Frauenbefreiung über den feministischen Ansatz hinaus in eine neue
Form zu gießen?

FY: Das ist ein großes Thema, über das man viel diskutieren könnte. Ich möchte
jetzt nur dies dazu sagen. Wir glauben, daß die Soziologie sich im Moment in
einer großen Krise befindet, weil sie für die heute existierenden
Schwierigkeiten keine zielführenden Lösungen anzubieten hat. Ohne eine Befreiung
der Frau kann es keine befreite Gesellschaft geben, und diesem Gedanken zufolge
ist es notwendig, die ganze Gesellschaft noch einmal neu zu definieren und damit
auch eine Forschung voranzutreiben, die diesen Freiheitsaspekt ins Zentrum
stellt und dahingehende Schritte ermöglicht. Deswegen ist für uns Jineologie die
Forschung daran, alle Schwierigkeiten in der Gesellschaft mit einer neuen
Methode zu lösen, aber nicht mit den herkömmlichen Methoden, wie sie bisher
angewandt worden sind.

SB: Haben Sie einen persönlichen Hintergrund in der Soziologie?

FY: Ich habe immer sehr viel gelesen und das große Bedürfnis
verspürt, mich selbst weiterzubilden. Ich habe auch eine Zeitlang in
der Jineologie-Akademie mitgearbeitet. Akademie heißt in unserer
Bewegung auch stets, selber zu forschen und gleichzeitig das Wissen
weiterzugeben. So gesehen habe ich viele Recherchen betrieben.

SB: Frau Yusuf, vielen Dank für das Interview.


Beiträge zur Konferenz "Die kapitalistische Moderne herausfordern III" im
Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT:

BERICHT/262: Gegenwartskapitalismus - den Droh- und Vernichtungswuchten revolutionär entgegen ... (SB)

BERICHT/264: Gegenwartskapitalismus - für Kurden und für alle Menschen ... (SB)

INTERVIEW/351: Gegenwartskapitalismus - fundamentale Gegenentwürfe ...    Yavuz Fersoglu im Gespräch (SB)

INTERVIEW/352: Gegenwartskapitalismus - unterdrückt und totgeschwiegen ...    Mako Qocgiri im Gespräch (SB)

INTERVIEW/353: Gegenwartskapitalismus - im Namen der Revolution ...    Zilan Yagmur im Gespräch (SB)

INTERVIEW/355: Gegenwartskapitalismus - streitbare Avantgarde ...    Dersim Dagdeviren im Gespräch (SB)
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2177: Berlin Helle Panke - Veranstaltungen vom 9. bis 13. Mai 2017


"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Veranstaltung in der 19. Kalenderwoche 2017



Dienstag, 9. Mai 2017, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

"Faschismus war und ist keine Meinung, sondern ein Verbrechen"

Referent: Prof. Heinrich Fink

Moderation: Elfriede Juch

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Mittwoch, 10. Mai 2017, 19:00 bis 21:00 Uhr

Forum Wirtschafts- und Sozialpolitik

Europa als Herrschafts- und Spaltungsprojekt

Referent: Prof. Georg Fülberth

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Freitag, 12. Mai 2017, 19:00 bis 21:00 Uhr

Literatur und Gesellschaft

Beginn und Ende der ostdeutschen Philosophie

19:00 Uhr Prof. Dr. Hans-Christoph Rauh: Begrüßung, Einführung, Vorstellung
der Referenten, Moderation

19:10 Uhr Dr. Alexander Amberger: Bloch in der DDR - politische
Angepasstheit und ideologische Diskrepanz

19:30 Uhr Dr. Andreas Heyer: Harich - zwischen Nicolai Hartmann und Georg
Lukács

19:50 Uhr Dr. Michael Eckardt: Klaus - Marx, Kant und die Logik

20:10 Uhr Diskussion

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Samstag, 13. Mai 2017, 11:00 Uhr bis Sonntag, 14. Mai 2017, 18:30
Uhr 

Junge Panke

Seminar zu Frantz Fanons Klassiker "Die Verdammten dieser Erde"

Zwei Tage mit Lektüre, Diskussion, Film

Wir bitten um Anmeldung.

Teamerin: Eleonora Roldán Mendívil

Organisation: Fabian Kunow

Kosten: 15,00 Euro; ermässigt 8,00 Euro (inkl. Essen)

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Samstag, 13. Mai 2017, 14:00 bis 16:00 Uhr

DenkMalTour

"Ich freue mich schon so auf den Frühling."

Auf den Spuren von Rosa Luxemburgs Herbarium unterwegs im Botanischen
Garten.

Führung mit: Dr. Jörn Schütrumpf (Historiker und Luxemburg-Herausgeber) und
Inga Jacobsen (Umweltwissenschaftlerin)

Eine Veranstaltung der Hellen Panke in Kooperation mit den NaturFreunden
Berlin und dem Botanischen Garten. Die Teilnehmenden können im Anschluss an
die Führung bis zum Schluss Garten (20 Uhr), Gewächshäuser (19 Uhr) und
Museum (18 Uhr) besuchen.

Kosten: 2,50 Euro + ermäßigter Garteneintritt 3,00 Euro

Treffpunkt: Botanischer Garten, Königin-Luise-Straße 6-8, 14195 Berlin

 * 

VORSCHAU

Samstag, 17. Juni 2017, 08:00 bis 19:30 Uhr

Busexkursion

Exkursion zu Thomas Müntzer im Reformationsjahr

Reiseleitung: Bernd Langer

Programm

- Treff 8.00 Uhr

- Fahrt zum Schloss Allstedt an die Wirkungsstätte Thomas Müntzers, Führung
durch die Ausstellung und Besuch des Raums der Fürstenpredigt

- Essen in Allstedt

- 14.30 Bauernkriegspanorama Frankenhausen, Führung und Film

- 19.30 Ankunft in Berlin

Die Karten für die Exkursion müssen im Vorverkauf in der Geschäftsstelle
erworben werden.

Kosten: 60,00 Euro /ermäßigt 45, 00 Euro

Start/Ziel: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

Zu vielen unserer Veranstaltungen entstehen Heftpublikationen. Jedes
dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand) über die Homepage
bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher erschienenen Hefte und ein
AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der Internetseite der Hellen Panke.
Dort können Sie auch das umfangreiche Antiquariat der Hellen Panke
einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Mai 2017 
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06193: Kapriziöses Damenmanöver (SB)


Der Zweite Weltkrieg hatte der Schachwelt tragischerweise gleich zwei
Häupter genommen. So wurde die Damenweltmeisterin Vera Menchik bei
einem Bombenüberfall auf London getötet. Alexander Aljechin hingegen
starb 1946 in Portugal auf bisher nicht restlos geklärte Weise. So war
das Schiff der Schachkunst zwei Jahre führerlos gewesen, bis die FIDE
1948 einen neuen Weltmeister ermittelte. Bei den Damen dauerte es
etwas länger, bis der Thron wieder besetzt wurde. 1949/50 trafen sich
in Moskau die seinerzeit stärksten Schachspielerinnen der Welt, um die
Nachfolge von Vera Menchik anzutreten. Nahm bei den Herren mit Michael
Botwinnik ein Russe das Zepter der Schachwelt in seine Hände, so war
es bei den Damen Ludmilla Rudenko, die im internationalen Vergleich
die russische Souveränität zementierte. Die Ukrainerin hatte mit zehn
Jahren das Schachspiel erlernt. Ihr Stil war äußerst solide und
glänzte durch überaus feine Einfälle. So konnte sie im heutigen Rätsel
der Sphinx aus dem Moskauer WM-Kampf ihre kubanische Kontrahentin Mora
dank eines originellen Damenmanövers zur Aufgabe zwingen. Die
Kubanerin hatte zuletzt 1.De3-d3 gespielt. Also, Wanderer, wie führten
zarte Frauenhände die schwarze Schachdame zu einem kraftvollen Sieg?






[image: SCHACH-SPHINX/06193: Kapriziöses Damenmanöver (SB)]



Mora - Rudenko

Moskau 1950


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nach 1.Lg4-d1 konnte der junge Ehemann Flear mit 1...Te8-e1+! 2.Kg1-h2
Te1xd1 3.Tb3-b8 Dc2-c7+ seiner Herzangebeteten verlängerte
Flitterwochen schenken.



Erstveröffentlichung am 13. Mai 2004
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/658: Bombe nach dem Kampf geplatzt (SB)




"Canelo" demütigt Chavez - Duell mit Golowkin bestätigt

In dem mit Spannung erwarteten Prestigekampf der beiden populärsten
mexikanischen Boxer, der vor 20.510 Zuschauern in der ausverkauften
T-Mobile Arena in Las Vegas über die Bühne ging, hat sich Saul
"Canelo" Alvarez unangefochten gegen Julio Cesar Chavez jun.
durchgesetzt. Nach einem erschreckend einseitigen Verlauf hatte
"Canelo" am Ende alle zwölf Runden gewonnen (120:108, 120:108,
120:108). Wenngleich zu keinem Zeitpunkt ein Niederschlag in der Luft
lag, da Chavez solide Nehmerqualitäten ins Feld führen konnte, ließ
der Außenseiter doch keinerlei Ambitionen erkennen, in dem von Beginn
an für ihn ungünstigen Gefecht das Blatt zu wenden. Er konnte seine
Reichweitenvorteile nicht ausspielen, schlug viel zu selten und wurde
von Alvarez in allen Belangen ausgeboxt.

"Canelo" war mobil auf den Füßen, schlug einen ausgezeichneten Jab und
häufig Kombinationen, so daß sein Punktvorsprung unablässig wuchs.
Nachdem er drei Runden lang problemlos sein Repertoire ausgespielt
hatte, ohne daß ihm Chavez etwas anhaben konnte, brachte der Favorit
immer wieder wuchtige Treffer ins Ziel, die den Gegner zurückweichen
ließen. Da Alvarez keinen einzigen gefährlichen Schlag einstecken
mußte, wich er zeitweise an die Seile zurück und lud den Kontrahenten
zum Angriff ein, was das Bild jedoch nicht im geringsten änderte. Von
lautstarken Unmutsäußerungen des Publikums begleitet, dessen Mißfallen
sich gegen den maßlos enttäuschenden Chavez richtete, ging der Kampf
schließlich so befremdlich zu Ende wie er begonnen hatte.

Laut der Statistik von CompuBox hatte Alvarez 228 von 604 Schlägen ins
Ziel gebracht (38 Prozent), während Chavez bei nur 302 Versuchen
lediglich 71 Treffer gelungen waren (24 Prozent), letzteres ein
indiskutables Resultat für einen Kampf über zwölf Runden. Der
26jährige Saul Alvarez, vordem Weltmeister im Halbmittel- und
Mittelgewicht, baute seine Bilanz auf 49 Siege, eine Niederlage (gegen
Floyd Mayweather) sowie ein Unentschieden aus. Er kann eine
Garantiebörse von 5 Millionen Dollar einstreichen, wird aber aus
Anteilen an der Fernsehübertragung noch sehr viel mehr bekommen. Für
den fünf Jahre älteren Julio Cesar Chavez stehen nun 50 gewonnene und
drei verlorene Auftritte sowie ein unentschiedenen beendeter Kampf zu
Buche. Er erhält eine Börse von 3 Millionen Dollar, zu der sich
ebenfalls weitere Einkünfte gesellen. [1]

Wie Chavez nach seiner desaströsen Vorstellung einräumte, sei er mit
der Schnelligkeit und Raumkontrolle des Gegners nicht zurechtgekommen.
"Canelo" sei ein sehr aktiver Boxer, habe ihn aus der Distanz
dominiert und klar gewonnen. Wenngleich ihn sein Vater und sein
Trainer Nacho Beristain ständig aufgefordert hätten, häufiger zu
schlagen, sei diese Strategie nicht aufgegangen, da ihn "Canelo"
sofort ausgekontert habe. Hingegen war Alvarez nach seinem souveränen
Auftritt voll des Lobes über den eigenen Auftritt. Er habe an diesem
Abend bewiesen, daß er sich gut bewegen und all das machen könne, was
einen erstklassigen Boxer auszeichnet. Überdies habe er sich wie beim
Sparring in den Pausen nicht einmal hingesetzt und sei damit gut
gefahren.

Warum blieb Julio Cesar Chavez jun. in diesem bedeutenden Kampf weit
hinter allen Erwartungen zurück? Er hatte bekanntermaßen seit vier
Jahren nicht viel zustande gebracht und ständig mit Gewichtsproblemen
zu kämpfen gehabt. Dennoch schien er sich diesmal gut vorbereitet zu
haben und brachte tatsächlich das geforderte Gewicht auf die Waage.
Während er jedoch dünn und ausgemergelt wirkte, sah der kleinere und
beim offiziellen Wiegen gleich schwere "Canelo" rundum frischer und
massiver aus. Alvarez und sein Promoter Oscar de la Hoya hatten wieder
einmal ganze Arbeit geleistet, als sie auf einer Gewichtsgrenze
bestanden, die Chavez zum radikalen Gewichtsabbau zwang. Er ist seit
Jahren im Grunde ein Halbschwergewichtler und mußte nun bis knapp über
das Mittelgewicht heruntergehen. "Canelo" hingegen konnte vier Kilo
schwerer als je zuvor beim offiziellen Wiegen antreten und war
körperlich in bester Verfassung, so daß er mit dem substanzlosen und
konditionsschwachen Gegner leichtes Spiel hatte. [2]

Nachdem dieser Coup gelungen war, ließ man die eigentliche Bombe
platzen. Wie Saul "Canelo" Alvarez nach seinem Sieg bekanntgab, werde
er am 16. September gegen Gennadi Golowkin antreten. Der Kasache hatte
den Kampf am Ring verfolgt, war dann verschwunden und kam nun unter
den Klängen seiner üblichen Einmarschmusik wieder nach vorn, um sich
mit seinem Trainer Abel Sanchez und Promoter Tom Loeffler dem Team des
Mexikaners anzuschließen. Das Publikum brach in Jubelstürme aus, hatte
man doch seit zwei Jahren vergeblich auf diesen allseits geforderten
Kampf gewartet. Wie sich nun herausstellte, war man sich bereits in
der Woche vor dem mexikanischen Duell handelseinig geworden, hatte
aber beiderseits Stillschweigen gewahrt. Nun scheint dem bedeutendsten
Kampf, den der gesamte Boxsport gegenwärtig zu bieten hat, nichts mehr
im Wege zu stehen. [3]

Alvarez, der seit langem zu Recht gescholten worden war, er gehe
Golowkin aus dem Weg, betonte nun über Gebühr, daß er keine Angst vor
ihm habe. "Du bist der nächste, mein Freund", rief er dem Kasachen zu,
"der Kampf ist abgemacht"! Seit er im Alter von 16 Jahren Profiboxer
geworden sei, habe er nie einen Gegner gefürchtet. Schon als er auf
die Welt kam, sei die Furcht gewichen, trug der Mexikaner extra dick
auf. Noch kann er sich im Glanz des Ruhms sonnen und der Auffassung
sein, er sei der größte Star des Boxgeschäfts. Wenn er auf den in 37
Kämpfen ungeschlagenen Kasachen trifft, wird er erstmals seit Jahren
keinen physisch geschwächten oder alternden Gegner vor sich haben. Die
beiden kämpfen regulär im Mittelgewicht um Golowkins Titelsammlung,
wobei Alvarez schon vor einigen Tagen andeutet hat, daß er den Gürtel
des WBC nicht haben will. Aus heutiger Sicht wird klar, warum er das
ungefragt hervorgehoben hat: Der WBC-Titel war ihm vor einem Jahr
abgenommen worden, als er sich weigerte, gegen den damaligen
Pflichtherausforderer Golowkin anzutreten. Wenn "Canelo" nun den
Beleidigten spielt, so offenbar vor allem deshalb, um den Vorwurf zu
entkräften, er habe schon damals Angst vor dem Kasachen gehabt.

Da kaum noch jemand damit gerechnet hatte, daß "Canelo" und sein
Promoter ihr Wort halten und sich Golowkin im Herbst stellen würden,
mutet die Bestätigung um so überraschender an. Was mag die beiden zu
ihrem unverhofften Sinneswandel bewogen haben? Daß eine Revanche gegen
den desolaten Chavez kein Thema mehr sein würde, konnte man nicht mit
Sicherheit vorhersagen. Auch daß der ins Gespräch gebrachte Kanadier
David Lemieux bei seinem eher mühsamen Sieg im Vorprogramm nicht
gerade Bäume ausreißen würde, konnte man nicht wissen. Möglicherweise
war bei den Golden Boy Promotions die Einsicht gereift, daß man den
weithin verlangten Prestigekampf nicht länger verzögern könne, ohne
einen bedenklichen Gesichtsverlust zu riskieren. Vielleicht hat man
die Gegenseite zu einer vergleichsweise bescheidenen Börse genötigt
und damit kalkuliert, daß man Golowkin nie günstiger bekommen werde.

Vermutlich hat jedoch dessen Kampf gegen Daniel Jacobs am 18. März
eine maßgebliche Rolle bei der Entscheidung gespielt, sich jetzt mit
ihm zu messen. Damals hatte der Kasache zwar nach Punkten gewonnen,
aber den Nimbus eingebüßt, er könne jeden Gegner vorzeitig besiegen.
Daraufhin ging ein Aufatmen durch die Konkurrenz, und es machte das
Wort die Runde, daß auch Gennadi Golowkin nur ein menschliches Wesen
und folglich zu besiegen sei. Rückblickend gesehen hat sich der
Kasache mit seinem Auftritt in New York, der seinem Ruf zu schaden
schien, womöglich den denkbar größten Gefallen getan: Sein
Wunschgegner Saul Alvarez hat endlich Mut gefaßt und stellt sich zum
Kampf.


Fußnoten:

[1] http://www.espn.com/boxing/story/_/id/19328049/canelo-alvarez-defeats-julio-cesar-chavez-jr-unanimous-decision-fight-gennady-golovkin-sept-16

[2] http://www.boxingnews24.com/2017/05/saul-canelo-alvarez-vs-julio-cesar-chavez-jr-results/#more-233978

[3] http://www.espn.com/boxing/story/_/id/19328792/canelo-alvarez-gennady-golovkin-announce-fight-sept-16-site-determined
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / FAKTEN





MELDUNG/206: Dea Loher erhält den Joseph-Breitbach-Preis 2017 (ADW)


Akademie der Wissenschaften und der Literatur

Pressemitteilung vom 6. Mai 2017

20 Jahre Joseph-Breitbach-Preis

Dea Loher erhält den Joseph-Breitbach-Preis 2017



Die Stiftung Joseph Breitbach und die Akademie der Wissenschaften und der
Literatur Mainz verleihen den Joseph-Breitbach-Preis 2017 an die
Dramatikerin und Autorin Dea Loher.

Dea Loher erhält den Joseph-Breitbach-Preis für ein bedeutendes,
gattungsübergreifendes Werk, das über zwanzig Theaterstücke, Hörspiele und
Prosa umfasst. Für die Jury ist ihr differenzierter Zugang zur Gewalt im
zwischenmenschlichen Zusammenhang oder im großen, gar weltpolitischen kühn
und einzigartig in der Literatur der Gegenwart. Ob es sich um den
Missbrauch in einer Familie handelt, den Splitter im Kopf, der einen
Rückkehrer aus dem Krieg im Nahen Osten explodieren lässt, ob sie sich mit
der Verflechtung von sozialer Tristesse und krimineller Energie beschäftigt
oder minutiös den Totschlag eines Jugendlichen rekonstruiert: immer bleibt
Dea Loher nahe an den Figuren, zeigt, wie sich das Unerträgliche in das
Bewusstsein der Beteiligten und der Zeugen frisst und doch Raum für ein
poetisches Sprechen lässt. Schmerz und Trauer sind ihren kraftvollen
Theaterstücken eingeschrieben. Dea Loher schreibt Welttheater, das
ubiquitär verstanden werden kann.

Es gelingt Dea Loher, das Theater und die Literatur, die in der Gegenwart
weit auseinander gedriftet sind, auf glückliche Weise zu versöhnen. Das
macht ihre Theaterarbeit so haltbar und widerständig gegenüber einer
unangemessenen Regie.

Der Preis ist mit 50.000 Euro dotiert. Die Verleihung findet am 22.
September 2017 im Theater Koblenz statt.

Dea Loher, geb. 1964 in Traunstein, studierte Germanistik und Philosophie
in München. Sie lebt in Berlin. Schon ihr zweites Stück "Tätowierung"
setzte sich im Repertoire der Theater durch. Mit "Fremdes Haus" begann 1995
am Staatstheater Hannover die Zusammenarbeit zwischen der Autorin und dem
Regisseur Andreas Kriegenburg, der seither die meisten ihrer Theaterstücke
uraufführt. Dea Lohers Dramen sind in über 15 Sprachen übersetzt und werden
in aller Welt gespielt. Für Ihre Arbeiten wurde sie mit zahlreichen Preisen
gewürdigt, u.a. mit dem Jakob Michael Lenz-Preis 1997, dem Royal Court
Theatre Playwrights Award 1992, dem Mülheimer Dramatikerpreis, dem Else
Lasker-Schüler-Dramatikerpreis 2005, dem Bertolt-Brecht-Preis 2006, dem
Berliner Literaturpreis 2009, dem Marieluise-Fleißer-Preis 2009 und dem
Stadtschreiberpreis von Bergen-Enkheim 2014.

Theaterstücke (Auswahl): "Olgas Raum" (UA Hamburg, 1992), "Tätowierung" (UA
Berlin, 1992), "Leviathan" (UA Hannover, 1993), "Fremdes Haus" (UA
Hannover, 1995), "Adam Geist" (UA Hannover, 1998), "Blaubart Hoffnung der
Frauen" (UA München, 1997), "Manhattan Medea" (UA steirischer herbst,
1999), "Klaras Verhältnisse" (UA Wien, 2000), "Unschuld" (UA Hamburg,
2003), "Das Leben auf der Praca Roosevelt" (UA Hamburg, 2004), "Das letzte
Feuer" (UA Hamburg, 2008), "Diebe" (UA Berlin, 2010), "Am Schwarzen See"
(UA Berlin, 2012), "Gaunerstück" (UA Berlin, 2015).

Prosa "Hundskopf" (Göttingen 2005), "Bugatti taucht auf" (Göttingen 2012)


Hinweis: Am 10. Mai 2017, 20 Uhr, findet im Literarischen Colloquium
Berlin ein literarischer Abend statt, mit dem das 20jährige Bestehen des
Preises gefeiert wird. Mit dabei sind die früheren Preisträger Ursula
Krechel, Thomas Lehr, Wolf Lepenies, Ingo Schulze und Michael Krüger
(Moderation).

 * 

Quelle:

Akademie der Wissenschaften und der Literatur

Geschwister-Scholl-Str. 2, 55131 Mainz

Telefon 06131/577102, Fax 06131/577103

E-Mail: Petra.Plaettner@adwmainz.de

Internet: www.adwmainz.de
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ERSTAUFLAGE/898: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2904 (SB)


Leo Lukas

Gerichtstag des Gondus

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2904



Am 6. Oktober 1551 NGZ besucht Puoshoor, der Ghuogondu des Goldenen
Reiches, Perry Rhodan auf der RAS TSCHUBAI, um ihm, wie die Etikette
der Thoogondu es gebietet, die Einladung seines Vaters Narashim
persönlich zu überbringen. Puoshoor tritt freundlich und
verständnisvoll auf, kehrt dazwischen aber immer wieder die kokette
Arroganz einer Autorität heraus, die ihm wohl schon in die Wiege
gelegt worden ist. Perry Rhodan fühlt sich an Roi Danton erinnert, was
ihm einen Stich versetzt, denn wie die meisten seiner Kinder gilt sein
Sohn als verschollen.

Perry Rhodan soll den Gondu auf der Paladischen Welt Taqondh treffen,
darf diesen Planeten des Tizillarsystems aber nur in Begleitung von
höchstens drei Personen betreten. Er entscheidet sich für die
Xenolinguistin und Jungdiplomatin Penelope Assid, die eine leicht
suggestive Gabe besitzt, so daß Menschen und andere Intelligenzwesen
ihr mehr erzählen als sie eigentlich wollen. Zweites Mitglied seines
Teams ist Dean Tunbridge, Spezialist für kleine autonome Einsatzteams,
und als dritter begleitet ihn der von Oxtorn stammende
Technoanalytiker Báron Danhuser.

Ins Tizillarsystem sollen Perry Rhodan und seine Begleiter an Bord von
Puoshoors Schiff DAAIDEM fliegen. Perry Rhodan verläßt die RAS
TSCHUBAI nur sehr ungern, weil der Hintergrund des Attentats der
Schutzgeister immer noch nicht aufgeklärt ist. Uma Lee und ihr Kollege
Myrrdin Hawk, die auf der Forschungsstation Jarbridge gearbeitet
haben, befinden sich auf freiem Fuß und stehen unter Beobachtung. Doch
drei weitere Schutzgeister halten sich immer noch unerkannt auf dem
Schiff auf. Und nach wie vor weiß man nicht, wer der mysteriöse Barong
ist, der den Bund der Schutzgeister initiiert hat.

Das Geheimnis um die seltsamen Holzkästchen ist ebenfalls noch nicht
gelüftet. Sichu Dorksteiger hat herausgefunden, daß sie aus
gewöhnlichem Holz bestehen, jedoch eine interessante Beschichtung
haben. Es gibt ein Material in dieser Beschichtung, dessen Moleküle
sich unter dem Einfluß von Hyperfeldern anders gruppieren als normal.

Die RAS TSCHUBAI darf der DAAIDEM folgen, doch Puoshoor ist der
Ansicht, daß ihr das nicht gelingen wird. Die Technik der Thoogondu
ist der der Terraner weit überlegen. Die Thoogondu sind ein sehr altes
Volk und agierten schon in der Milchstraße lange, bevor sich die
Superintelligenz ES erst den Arkoniden und dann den Terranern
zugewendet hat. Die Lokatoren, das gondische Antriebssystem, haben
eine extrem große Reichweite, Einzelsprünge können über 3000
Lichtjahre führen. Da kann die RAS TSCHUBAI nicht mithalten. Die
Koordinaten Taqondhs gibt Puoshoor aber auch nicht preis und beruft
sich dabei auf eine Anordnung seines Vaters. Um der RAS TSCHUBAI
wenigstens eine kleine Chance zu geben, bei dem Wettrennen nicht ganz
so schlecht dazustehen, hat er aber die Anweisung gegeben, die
Lokatoren nicht voll auszureizen.

Die DAAIDEM spielt mit der RAS TSCHUBAI Katz und Maus. Sie kann den
Omnipotenzraumer trotz Laurin- und Parosschattenschirm orten. Dessen
Führungscrew ist inzwischen zu der Erkenntnis gelangt, daß sich ein
Peilsender an Bord befinden muß.

Perry Rhodan und seine Begleiter werden in der DAAIDEM herumgeführt
und dürfen an einem aufwendig gestalteten Fest teilnehmen. In der
dekadent wirkenden Gesellschaft läßt sich der Ghuogondu feiern. Danach
wird den terranischen Gästen die Waffengewalt des Reiches
demonstriert. Mit selbstgefälliger Gelassenheit zeigt Puoshoor, wie
eine junge Zivilisation gerettet wird, deren Welt von einem Asteroiden
zerstört worden wäre, wenn die Thoogondu ihn nicht vernichtet hätten.

Puoshoor äußert sich abfällig über seinen Vater und das gesamte
Regierungssystem. Er tut zumindest so, als stände er in Opposition
dazu. Doch Perry Rhodan läßt sich davon nicht in die Irre führen.
Penelope Assid hat ihm eingeschärft, daß Puoshoor ihn damit nur aus
der Reserve locken will.

Am 10. Oktober landet die DAAIDEM auf Taqondh, einer idyllischen Welt,
die in der Nähe des Hauptsystems der Bondria Pondh liegt. Dieses Volk
aufrechtgehender Oktopoden gehört nicht dem Goldenen Reich an, sondern
wird vom Gondunat lediglich beraten. Auf dem Raumhafen der Hauptstadt
Khodnerez, der extra für die POTOOLEM, das Schiff des Gondu, gebaut
worden ist, entdeckt Perry Rhodan ein kunstvolles Mosaik, auf dem die
Großtaten des Gondus dargestellt werden. Zu seinem Erstaunen ist
darauf ein terranischer Kugelraumer namens ORION abgebildet, benannt
nach einem geschichtlich und strategisch bedeutsamen Sektor der
Milchstraße. Das kann doch kein Zufall sein!

Unterdessen wird an Bord der RAS TSCHUBAI, die am Rand des
Tizillarsystems zurückbleiben muß, intensiv nach dem Peilsender
gesucht, den man Tracker nennt. Der Schutzschirmtechniker Kriff Dnotz
zieht aus den mageren Informationen, die man bislang zusammengetragen
hat, den Schluß, daß sich der Tracker bewegt.

Auf der Krankenstation melden sich auffällig viele Mitglieder der
Kernbesatzung und der erweiterten Führungsebene der RAS TSCHUBAI. Sie
leiden alle unter leichten Symptomen von Übelkeit, allgemeinem
Unwohlsein und damit einhergehender Unruhe. Es sind keine
besorgniserregenden Erkrankungen darunter, aber sie häufen sich. Dem
Chefmediker Matho Thoveno zufolge liegt vermutlich eine
Hyperkristallvergiftung vor.

Was die 27 Kranken verbindet, ist, daß alle drei bestimmte
Expresskabinen des Rohrbahnsystems benutzten. Bei einer eingehenden
Untersuchung werden hyperaktiv aufgeladene Kristalle eines unbekannten
Typs in diesen drei Kabinen gefunden. Wenn sich zufällig alle drei
Kabinen gleichzeitig in einem circa 19 Meter durchmessenden Bereich
befinden, was nur ein bis zwei Mal pro Tag eintritt, wird ein
ultrakurzer Peilimpuls abgestrahlt, der den Thoogondu die Position der
RAS TSCHUBAI verrät.

Um die Thoogondu auf eine falsche Fährte zu führen, werden die Kabinen
demontiert und in die PHOBOS-Korvette RED HERRING eingebaut. Die
Korvette aktiviert den Tracker und entfernt sich von der RAS TSCHUBAI,
wo man sofort ortet, wie sich ein Pentasphärenraumer eindeutig in
Richtung der aktuellen Position der RED HERRING in Bewegung setzt.
Damit haben die Terraner den Spionen des Gondu ein Schnippchen
geschlagen. Von nun an kann die RAS TSCHUBAI frei in Sevcooris
operieren und nur dann geortet werden, wenn sie das bewußt zuläßt,
indem sie die Korvette mit aktiviertem Tracker wieder einschleust.

Endlich, nach langer Wartezeit findet auf Taqondh die Audienz beim
Gondu statt. Sein Thron ist ein geschlossener, türkisfarbener
Zylinder. Bevor Rhodan überhaupt in die Nähe dieses Throns gelangen
kann, der von etlichen Höflingen umstanden wird, erfolgt ein Anschlag
auf den Gondu. Ein Rückzug ist nicht möglich, weil die Leibgardisten
des Gondu rücksichtslos auf alles feuern, was sich verdächtig bewegt.
Die Audienzgäste werden von beiden Seiten niedergemäht und eine Bombe
zerstört den Thron. Rings um Perry Rhodan fallen meist unschuldige
Intelligenzwesen im Kreuzfeuer der beiden Fraktionen. Penelope Assid
wird mehrfach getroffen und schwer verletzt. Sie kann aber gerettet
werden.

Nach dem Attentat möchte Puoshoor erst recht nichts mehr mit seinem
Amt als Ghuogondu zu tun haben. Wie er Perry Rhodan anvertraut, würde
er am liebsten diese ganze Institution abschaffen und sich nur noch
der Kunst und der Weitergabe seiner wertvollen Gene widmen. Er hatte
bereits bei seiner Ernennung zum Ghuogondu dagegen protestiert und
erwirkt, daß er nach 31 Jahren Dienst im Gondunat sein Amt an seine
Zwillingsschwester abgeben darf. Er hat nun nur noch drei Jahre zu
dienen.

Der Gondu Narashim war bei dem Attentat nicht persönlich anwesend. Auf
dem Thron saß ein Double. Die Attentäter, die überlebt haben,
drei Thoogondu und zwei Bondria Pondh, werden festgenommen. Der Gondu
hält per Holoprojektion Gericht. Während der Verhandlung gegen die
Attentäter spricht er Perry Rhodan direkt an und meint, daß er ein
Bündnis zwischen der Menschheit und dem Goldenen Reich anstrebt, was
immer die Kritiker auch dagegen einwenden mögen. Von Kritikern hatte
Perry Rhodan bislang noch gar nichts mitbekommen.

Die Attentäter bezeichnen sich als Mitglieder der Vranoo ba'Drant
(Fürsten des Lichts). Dies ist eine Untergrundorganisation, die den
Herrschaftsanspruch des Gondunats in Frage stellt. Die Angeklagten
sollen ihre Bestrafung selbst wählen und sich zwischen 'Nichtiger
Vitrine' und 'Gedächtnisbuße' entscheiden. Einhellig wählen sie die
Nichtige Vitrine. Da Perry Rhodan der Ehrengast des Gondus ist,
gewährt dieser ihm das Recht, das Urteil abzuwandeln. Doch Perry kann
mit diesen Begriffen gar nichts anfangen und sieht davon ab, sich in
diese Angelegenheit einzumischen. Als er dann aber sieht, daß mit
'Nichtiger Vitrine' die Desintegration des Übeltäters gemeint ist,
beschwert er sich bei Puoshoor über diese Grausamkeit. Bevor auch die
drei anderen Attentäter getötet werden, will er nun doch von seinem
Recht Gebrauch machen. Der Ghuogondu drängt ihn, schnell eine
Entscheidung zu treffen und erklärt ihm nicht, wie die andere Strafe
aussieht. Somit soll nun an den Thoogondu die Gedächtnisbuße
vollstreckt werden.

Als die Verurteilten, die die Strafe der Desintegration selbst gewählt
haben, erfahren, daß sie der Gedächtnisbuße unterzogen werden sollen,
bei der ihre Erinnerungen manipuliert werden, wehren sie sich heftig
dagegen, denn diese Bestrafung ist weitaus grausamer als der Tod. Als
der Akt an ihnen vollzogen ist, spiegelt sich in ihren Gesichtern
namenloses Entsetzen. Sie sind von nun an davon überzeugt, in einem
Anfall von Jähzorn ihre eigenen Familien abgeschlachtet zu haben und
haben jedes perverse Detail unauslöschlich in ihrem Gedächtnis
gespeichert. Es wird sie jeden Tag und jede Nacht quälen. Perry Rhodan
macht seiner Empörung Luft. Doch Puoshoor, von dem mit einem Schlag
alle Weichheit abgefallen ist, reagiert eiskalt und wirft Perry Rhodan
vor, über die Wertmaßstäbe der Thoogondu urteilen zu wollen, obwohl
sein Volk schon weitaus länger auf der kosmischen Bühne agiert als die
Terraner.

7. Mai 2017
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